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Wirtschaftsplan des ERP-Sondervermögens 

für das Rechnungsjahr 1961 

Vorwort 

ERSTER TEIL 

A. Wirtschaftspolitische Zielsetzung des Finanzierungsprogramms 
für das Redinungsjahr 1961 

1. Das ERP-Sond er V e rmög en als wirtschaftspolitisches Instrument 

Das ERP-Sondervermögen ist in den vergangenen Jahren eine wichtige Kapitalquelle für die 
deutsche Wirtschaft gewesen. Mit seinen Finanzierungsprogrammen von insgesamt 14,3 Milliar- 
den DM hat es einen bedeutenden Beitrag zum wirtschaftlichen Wiederaufbau der Bundesrepublik 
und Berlins geleistet. Nach dem Stand vom 31. März 1960 umfaßt das Vermögen einen Bestand 
von rd. 7,528 Milliarden DM, der überwiegend in Krediten und Beteiligungen angelegt ist. 

An den Finanzierungshilfen haben seit Anlaufen der ersten Förderungsmaßnahmen nahezu alle 
Wirtschaftsbereiche teilgenommen. Trotz breiter Streuung der Hilfen wurden dennoch bei der 
jährlichen Aufstellung der ERP-Programme besondere Finanzierungsschwerpunkte gebildet, die 
im Laufe der Zeit der jeweiligen Wirtschaftslage und der wirtschaftspolitischen Zielsetzung ange- 
paßt wurden. Es war zunächst die Aufgabe des ERP-Sondervermögens, unter flexibler Anwendung 
der Methoden der Entstehung von Leistungsengpässen, die das gleichgewichtige Wachstum der 
Wirtschaft beeinträchtigen konnten, entgegenzuwirken und bestehende Engpässe beseitigen zu 
helfen. 

In den ersten Jahren des Wiederaufbaus galt es, durch Wiederherstellung und Ausweitung des 
Produktionspotentials in den wichtigsten Grundstoff- und Investitionsgüterindustrien die mate- 
riellen Grundlagen für eine wirtschaftliche Gesundung zu schaffen. Die Förderungsmaßnahmen des 
ERP-Sondervermögens richteten sich daher während dieser Zeit zu einem erheblichen Teil auf die 
Verbesserung der Kreditversorgung dieser beiden großen Wirtschaftsbereiche. Diese Finanzie- 
rungshilfen haben der Wirtschaft entscheidende Impulse verliehen und die allgemeine Investi- 
tionsentwicklung beschleunigt. 

Abgesehen von dem Wiederaufbau der Grundstoff- und Investitionsgüterindustrie hing das 
Ausmaß der wirtschaftlichen Erholung auch vom Aus- und Aufbau der Anlagen der Energiewirt- 
schaft ab. Für diesen Bereich wurde daher bereits im Jahre 1949 ein mehrjähriges Investitions- 
programm aus Mitteln des ERP-Sondervermögens eingeleitet und in den folgenden Jahren durch- 
finanziert. 

In den auf den eigentlichen wirtschaftlichen Wiederaufbau folgenden Jahren, nachdem also die 
Engpässe im Grundstoffbereich und in der Elektrizitätsversorgung erweitert worden waren und 
sich die Initialzündung in der Investitionsgüterindustrie bereits erfolgreich ausgewirkt hatte, 
konnten die Förderungsmaßnahmen des ERP-Sondervermögens auf andere Schwerpunkte verlagert 
werden. Neben der Verkehrswirtschaft, der Landwirtschaft und der Wasserwirtschaft wurden 
exportintensive Industrien und insbesondere Gewerbezweige mit klein- und mittelbetrieblicher 
Struktur gefördert. Das Mittelstandsprogramm einschließlich der Maßnahmen zugunsten der Ver- 
triebenen, Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigten bildete nunmehr einen wichtigen Schwerpunkt 
des ERP-Programms. 

Dazu traten in den letzten Jahren neue Strukturmaßnahmen, zu denen u. a. die Finanzierung 
des Auf- und Ausbaus von Industriebetrieben zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur ländlicher 
Gebiete, insbesondere der Zonenrand- und Sanierungsgebiete und die Finanzierung von Produk- 
tionsumstellungen aus Anlaß von Veränderungen im internationalen Wettbewerb gehören. 

Eine Sonderstellung nahm seit Beginn der ersten Förderungsmaßnahmen die Berliner Wirtschaft 
ein. Für ihren Aufbau wurden bisher 4,5 Milliarden DM bereitgestellt mit dem Ziel, das wirtschaft- 
liche Wachstum zu fördern und die Lebensgrundlagen der Bevölkerung zu verbreitern und zu 
festigen. 

Auch für das Saarland wurde ein besonderes Investitions-Programm entwickelt, das der saar- 
ländischen Wirtschaft bereits während der sog. Übergangszeit bis zur wirtschaftlichen Eingliede- 
rung die Möglichkeit geben sollte, sich den im Bundesgebiet herrschenden Produktions- und 
Marktverhältnissen anzupassen. 

Seit 1960 ist die Förderung der Entwicklungsländer zu einem weiteren Schwerpunktprogramm 
geworden. In diesem Jahre wurden 259 Millionen DM zugunsten von Entwicklungsländern bereit- 
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gestellt. Die Entwicklungshilfe wird mittelbar neue strukturpolitische Maßnahmen im Bereich der 
Binnenwirtschaft auslösen. Für den Aufbau eines gesunden Wirtschaftsgefüges in den Entwick- 
lungsländern ist neben der Bereitstellung von Kapitalmitteln und der Förderung des Erfahrungs- 
austausches die Erweiterung der Absatzmärkte dieser Länder von erheblicher Bedeutung. Die 
westliche Welt wird daher ihre Bemühungen um die Beseitigung noch vorhandener Handels- 
schranken und die Förderung des Imports von Gütern aus den Entwicklungsländern intensivieren 
müssen. Die Erhöhung der Einfuhr aus diesen Ländern kann jedoch nicht ohne Einfluß auf die 
Entwicklung der Binnenwirtschaft der Geberländer bleiben. Der Import von Gütern, die in den 
Entwicklungsländern auf Grund günstigerer, natürlicher Standortbedingungen zu niedrigeren 
Kosten produziert werden als im Inland, wird die Wettbewerbsverhältnisse auf den betreffenden 
Märkten verändern und in bestimmten Wirtschaftszweigen Produktionsumstellungen notwendig 
machen, die die Unternehmen in einer Reihe von Fällen weder aus eigenen noch aus Kapital- 
marktmitteln zu finanzieren in der Lage sind. Ein öffentlicher Kapitalfonds kann hier den Umstel- 
lungsprozeß beschleunigen und für die Gesamtwirtschaft nachteiligen Friktionen entgegenwirken. 

Auch in Zukunft wird daher das ERP-Sondervermögen zahlreiche wichtige binnenwirtschaftliche 
Aufgaben zu erfüllen haben. Die Aufteilung der für wirtschaftsfördernde Maßnahmen zur Ver- 
fügung stehenden ERP-Mittel auf die Binnenwirtschaft einerseits und auf die Entwicklungshilfe 
andererseits wird in einem solch ausgewogenen Verhältnis zu erfolgen haben, daß genügend 
Spielraum für die Durchführung strukturpolitischer Maßnahmen im Bereich der Binnenwirtschaft 
verbleibt. 


II. Die gegenwärtigen Aufgaben des ERP-Sondervermögens 
1. Konzentration der Förderungsmaßnahmen 

Die fortschreitende Normalisierung des Kapitalmarktes gab im Jahre 1959 zu einer Änderung 
der vom ERP-Sondervermögen bisher angewandten Finanzierungsgrundsätze Veranlassung. In der 
Phase des Wiederaufbaus der deutschen Wirtschaft bestand die Aufgabe der öffentlichen Finanz- 
hilfen infolge der Unergiebigkeit des Kapitalmarktes zu einem bedeutenden Teil in der Kapital- 
bereitstellung schlechthin, d. h. es kam während dieser Zeit vor allem darauf an, das Angebot an 
längerfristigen Finanzierungsmitteln überhaupt zu erhöhen. Die wachsende Ergiebigkeit des 
Kapitalmarktes rechtfertigte es nunmehr, die Bereitstellung von „Normalkrediten'' einzuschränken 
und die Finanzierung von Vorhaben mit ausreichender Rendite der Wirtschaft und dem Kapital- 
markt zu überlassen. Die Verwendung der ERP-Mittel konnte stärker auf die Anregung von Inve- 
stitionen in bestimmten Gebieten und Wirtschaftsbereichen sowie auf die Förderung solcher Vor- 
haben konzentriert werden, die nicht zu Marktbedingungen finanziert werden konnten, gesamt- 
wirtschaftlich aber von erheblicher Bedeutung waren. 

Für diese Umstellung in der ERP-Finanzierung war jedoch neben der Besserung dej Kapital- 
marktes auch die Tatsache bestimmend, daß sich die Einnahmen des ERP-Sondervermögens in den 
kommenden Jahren nicht unerheblich vermindern würden. Es war abzusehen, daß die beträcht- 
lichen außerplanmäßigen Rückflüsse der Jahre 1958 und 1959 bereits von 1960 ab einen spürbaren 
Rückgang des Normalaufkommens an Zinsen und Tilgungen zur Folge haben mußten. Allein mit 
Rücksicht auf die vorauszusehende Einnahmeentwicklung wäre eine Einschränkung bisheriger 
Programme spätestens im Rechnungsjahre 1960 notwendig geworden. Die deutliche Besserung der 
Kapitalmarktverhältnisse ließen es jedoch zweckmäßig erscheinen, diesen Umstellungsprozeß 
bereits 1959 einzuleiten. 

Zugleich wurde angestrebt, die ERP-Programme auf wenige Schwerpunkte zu konzentrieren und 
eine Koordinierung mit den Ausgaben im Bundeshaushalt herbeizuführen. Diese letztere Maß- 
nahme erwies sich als notwendig, da anderenfalls die Mittel für die Entwicklungshilfe und andere, 
dringlich gewordene Strukturprogramme, wie z. B. die Förderung der Abwasserwirtschaft, nicht 
hätten aufgebracht werden können. Im Rahmen dieser Koordinierung der öffentlichen Ausgaben 
sind ab 1961 in erster Linie bisherige Zuschüsse in verschiedenen Bereichen und die Ausgaben 
zugunsten der Landwirtschaft, soweit hierfür Beträge im „Grünen Plan" zur Verfügung stehen, 
vermindert worden. Die durch diese Einschränkungen ersparten Mittel werden für die Verstärkung 
der Entwicklungshilfe und die Finanzierung wichtiger Strukturprogramme benötigt. Wenn man 
von der Schlußfinanzierung des im Jahre 1957 zugunsten der Saarwirtschaft eingeleiteten 
360 Millionen DM-Programm und kleineren Ausgabenansätzen absieht, konzentrieren sich die För- 
derungsmaßnahmen des ERP-Sondervermögens im Rechnungsjahr 1961 auf die Finanzierung von 
Investitionen im Bereich der Abwasserwirtschaft, die Förderung des Mittelstandes und die Durch- 
führung von Umstellungsinvestitionen ‘in den Bereichen der Landwirtschaft und der gewerblichen 
Wirtschaft, die Förderung der Berliner Wirtschaft und schließlich auf die Hilfe zugunsten von 
Entwicklungsländern. 
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2. Schwerpunkte des Förderungsprogramms 1961 
a) Entwicklungshilfe 

Zur Unterstützung der Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung des Wirtschaftsaufbaues 
der Entwicklungsländer sind seit mehreren Jahren auch Mittel des ERP-Sondervermögens bereit- 
gestellt worden. Bereits 1953 wurden ERP-Mittel für die technische Hilfe veranschlagt. Insgesamt 
sind bisher für diesen Zweck rd. 11 Millionen DM zugesagt worden. Im Rahmen dieses Programms 
wurden Sachverständige und Gutachter aus der Bundesrepublik in entwicklungsfähige Länder 
entsandt sowie Fachleute aus diesen Ländern zum Studium der deutschen Wirtschaft in die Bun- 
desrepublik eingeladen. 

Im Rechnungsjahr 1954 wurden erstmals längerfristige Kredite zur anteiligen Finanzierung von 
Liefergeschäften nach Entwicklungsländern gewährt. In der weiteren Entwicklung dieses Pro- 
gramms wurde ein Fonds von 260 Millionen DM geschaffen, mit dessen Hilfe Ausfuhrgeschäfte 
deutscher Unternehmen, die der Durchführung von wirtschaftlich bedeutsamen Investitionsvor- 
haben in den Entwicklungsländern dienen, finanziert werden. Dieser Fonds dient jedoch nidrt der 
unmittelbaren Finanzierung von Ausfuhrgeschäften. Er ist ein Liquiditätsfonds zugunsten der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau erhält für die von ihr zu 
gewährenden Kredite eine Refinanzierungszusage, auf die sie zurückgreifen kann, wenn sie die 
Kredite nicht aus Eigenmitteln oder aus Mitteln des Geld- und Kapitalmarktes gewähren kann. 
Durch diese Finanzierungsmethode können Ausfuhrgeschäfte in einer Höhe finanziert werden, die 
den Fonds von 260 Millionen DM weit übersteigt. Bisher hat die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
auf der Basis dieser Hilfe Kredite in Höhe von 655 Millionen DM Zusagen bzw. gewähren können. 

Das ERP-Sondervermögen hat weitere Mittel in Höhe von 30 Millionen DM zur Finanzierung 
von Investitionen deutscher Handels- und Industrieunternehmen in Entwicklungsländern bereit- 
gestellt. Im Rahmen dieses Programms können Kredite für den Auf- und Ausbau von Fertigungs-, 
Montage- und Reparaturbetrieben sowie für Handelsniederlassungen gewährt werden. 

Mit der Bereitstellung von finanziellen Mitteln allein sind jedoch die mit dem wirtschaftlichen 
Aufbau der Entwicklungsländer im Zusammenhang stehenden Probleme nicht zu lösen. Ebenso 
wichtig ist die Förderung der Ausbildung von deutschen und ausländischen Fachkräften für Auf- 
gaben in Entwicklungsländern sowie die Pflege des Erfahrungsaustausches über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Fragen. Diesem Zwecke dient die in Berlin errichtete „Deutsche Stiftung 
für Entwicklungsländer". Zur Finanzierung der Erstausstattung und zur Deckung der Personal- und 
Sachkosten dieser Einrichtung sind bisher 2,5 Millionen DM bereitgestellt worden. 

Insgesamt hat das ERP-Sondervermögen im Rechnungsjahr 1960 259 Millionen DM zugunsten 
der Förderung von Entwicklungsländern zur Verfügung gestellt. Da die Mittel gemäß den Vor- 
schriften des ERP-Verwaltungsgesetzes ausschließlich zur Förderung der deutschen Wirtschaft 
zu verwenden sind, andererseits die Entwicklungsländer auch Hilfen benötigen, die nicht im 
Zusammenhang mit einer Förderung der deutschen Wirtschaft stehen, ergab sich die Notwendig- 
keit einer Änderung des ERP-Verwaltungsgesetzes. 

Das den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitete Entwicklungshilfegesetz sieht vor: 

a) eine revolvierende Bindungsermächtigung über eintausendfünfhundert Millionen Deutsche 
Mark, 

b) eine Anleiheermächtigung über fünfhundert Millionen Deutsche Mark, 

c) die Verwendung von Kassenmitteln zur Vorfinanzierung der Entwicklungshilfe, 

d) die Ermächtigung, die Mittel zur Gewährung von Darlehen an Entwicklungsländer und für 
die Finanzierung von Vorhaben zu verwenden, für die der Bund Gewährleistungen über- 
nimmt (Erweiterung der Zweckbestimmung des ERP-Sondervermögens). 

In dem obengenannten Gesetz sind die jährlichen Leistungen des ERP-Sondervermögens zur 
Erfüllung der Bindungsermächtigung von 1,5 Milliarden DM nicht bestimmt. Dies soll jeweils im 
jährlichen ERP-Wirtschaftsplan festgelegt werden. 

Der Wirtschaftsplan für das Rechnungsjahr 1961 sieht in seinem Teil II: Entwicklungshilfe Aus- 
gaben von insgesamt 687 380 000, — DM vor, von denen 500 Millionen DM durch die Aufnahme 
einer Anleihe gedeckt werden sollen. 650 Millionen DM sind als Finanzierungshilfen zugunsten 
von Entwicklungsländern veranschlagt. Die Verwendung dieser Mittel erfolgt nach den Grund- 
sätzen und Richtlinien des von der Bundesregierung eingesetzten Lenkungsausschusses. 10 Millio- 
nen DM sollen in Fortführung eines im Rechnungsjahr 1959 begonnenen Programms zur Gewäh- 
rung von Krediten zum Auf- und Ausbau von Fertigungs-, Montage- und Reparaturbetrieben 
sowie zur Errichtung und Erweiterung von Handelsniederlassungen deutscher Unternehmen in 
Entwicklungsländern bereitgestellt werden. 3 Millionen DM sind für die Förderung des Erfah- 
rungsaustausches und für die Ausbildung von Fachkräften vorgesehen. Der Restbetrag von rd. 
24 Millionen DM dient dem Schuldendienst. 
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b) Mittelstand isdie gewerbliche Wirtschaft 

Die Förderungsmaßnahmen des ERP-Sondervermögens für die mittelständische gewerbliche 
Wirtschaft gehören zu den Schwerpunkten des ERP-Programms. Einschließlich der im Rechnungs- 
jahr 1960 veranschlagten Beträge erhielten die mittelständischen Unternehmen bisher Finanzie- 
rungshilfen in Höhe von 1 105 905 000 DM. 

Diese Finanzierungshilfen wurden im wesentlichen in Form von Krediten bereitgestellt. Sie 
sollten den mittelständischen gewerblichen Unternehmen die Eingliederung in den Wirtschafts- 
prozeß ei leichtern und ihnen die Möglichkeit geben, den Anschluß an die fortschreitende tech- 
nische und wirtschaftliche Entwicklung zu finden. Die Kreditmittel dienten zunächst dem Auf- und 
Ausbau sowie der Rationalisierung von Betrieben. Im Hinblick auf die Enge des Kapitalmarktes 
kam diesen Finanzierungshilfen erhebliche Bedeutung zu. Sie schufen die Voraussetzung dafür, 
daß sich die kleinen und mittleren gewerblichen Betriebe dem technischen Fortschritt anpassen und 
ihre Wirtschaftlichkeit durch Einführung moderner Produktionsmethoden laufend verbessern 
konnten. Um die Wirkung dieser Kreditaktionen zu erhöhen, wurden die ERP-Mittel teilweise 
durch Eigenmittel der durchleitenden Kreditinstitute aufgestockt. 

Mit fortschreitender Normalisierung des Kapitalmarktes erfuhr auch die Kreditversorgung der 
kleinen und mittleren Unternehmen eine merkliche Verbesserung, so daß im Rahmen der Mittel- 
standsförderung eine Verlagerung von generellen Finanzierungshilfen zu Start- und Anpassungs- 
hilfen vorgenommen werden konnte. Diese Programmumstellung wurde dadurch erleichtert, daß 
es in den letzten Jahren gelang, das Problem der Absicherung der Kredite durch die Förderung 
entsprechender Selbsthilfeeinrichtungen des gewerblichen Mittelstandes ausreichend zu lösen. So 
stehen seit dem Rechnungsjahr 1960 die Finanzierung von Umstellungsinvestitionen, die Förde- 
rung kleiner und mittlerer Unternehmen in den Förderungsgebieten und die Gewährung von 
Kredithilfen zum Aufbau neuer Existenzen im Vordergrund des Mittelstandsprogramms. 

Zugunsten der mittelständischen gewerblichen Wirtschaft sind im ERP-Wirtschaftsplan 1961 
158 Millionen DM veranschlagt. Von diesem Betrag entfallen 115 Millionen DM auf die Bereiche 
Handel, Handwerk, Kleingewerbe, Fremdenverkehr und auf die mittlere verarbeitende Industrie 
und 37 Millionen DM zugunsten von gewerblichen Unternehmen von Vertriebenen, Flüchtlingen 
und Kriegssachgeschädigten. 

Die Mittel dienen dem Auf- und Ausbau und der Rationalisierung von Betrieben sowie der 
Durchführung von Umstellungsinvestitionen zur Anpassung an die Veränderungen im internatio- 
nalen Wettbewerb. Auf- und Ausbauvorhaben können jedoch nur in den Förderungsgebieten 
berücksichtigt werden. 

Weitergeführt werden die Maßnahmen zur Gründung selbständiger Existenzen im gewerblichen 
Mittelstand. Diese Kredite werden für die Errichtung von neuen oder zur Übernahme bereits 
bestehender Betriebe sowie zur tätigen Beteiligung an solchen Betrieben gewährt. Sie sollen in 
erster Linie für die Anschaffung der Geschäftseinrichtung und eines ersten Warenlagers verwendet 
werden. Die ERP-Mittel dienen nur der Ergänzung der eigenen Leistungen der Nachwuchskräfte 
und der Darlehen von Kreditinstituten. Als Eigenleistungen gelten in der Regel Mittel, die auf 
Grund eines über mehrere Jahre laufenden Sparvertrages angesammelt worden sind. Die vorge- 
sehene neue Hilfe bei der Entwicklung von Betrieben in neuen Wohnsiedlungen und neu geord- 
neten Stadtkernen soll die Maßnahmen zur Existenzgründung wirkungsvoll unterstützen. 

Zum Abschluß der Sonderhilfe für das Saarland ist als Übergangsprogramm die Finanzierung 
von Rationalisierungsinvestitionen einbezogen. 

c) Strukturelle Aufgaben 
1. Wasserwirtschaft 

Von Beginn der ERP-Förderungsmaßnahmen wurde der Finanzierung von Investitionen auf dem 
Gebiet der Wasserversorgung und Abwasserwirtschaft besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Für 
die Durchführung wasserwirtschaftlicher Investitionen sind bisher aus dem ERP-Sondervermögen 
rd. 720 Millionen DM zur Verfügung gestellt worden. 

Mit Beginn des Rechnungsjahres 1960 wurde das wasserwirtschaftliche Programm des ERP-Son- 
dervermögens grundlegend geändert, ln den vorangegangenen Jahren hatten die ERP-Kredite 
sowohl der Finanzierung von Anlagen zur Verbesserung der Wasserversorgung als auch zum 
Ausbau von Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung und -behandlung gedient. Sie waren in ver- 
hältnismäßig breiter Streuung über das Bundesgebiet verteilt worden, weil die Investitionen im 
Bereich der Wasserwirtschaft in keinem Bundesland mit dem im Zuge der wasserwirtschaftlichen 
Expansion rasch ansteigenden Wasserverbrauch und dem damit wachsenden Bedarf an Abwasser- 
aniagen Schritt halten konnten. Im Rechnungsjahr 1960 wurde damit begonnen, die verfügbaren 
Mittel auf den Bau von Anlagen zur Sammlung, Fortleitung und Behandlung der Abwässer zu 
konzentrieren. 
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Die Verunreinigung der Gewässer durch industrielle und städtische Abwässer hat in den letzten 
Jahren so zugenommen, daß die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit einwandfreiem 
Trink- und Brauchwasser ernsthaft gefährdet ist, wenn nicht durchgreifende Maßnahmen zur Rein- 
haltung der Wasserläufe ergriffen werden. Da der Verschmutzungsgrad des Wassers gebietsweise 
unterschiedlich ist, müssen die für die Durchführung wasserwirtschaftlicher Investitionen zur Ver- 
fügung stehenden Mittel schwerpunktmäßig eingesetzt werden. Dieser Gesichtspunkt hat die 
Umgestaltung des Wasserwirtschaftsprogramms des ERP-Sondervermögens im Rechnungsjahr 1960 
maßgeblich bestimmt. 

Im Rechnungsjahr 1961 sind zur Fortführung der Maßnahmen zum Schutze der Gewässer gegen 
Verunreinigung 50 Millionen DM veranschlagt. Die Mittel sollen wie 1960 ausschließlich schwer- 
punktmäßig eingesetzt werden und der Finanzierung von Abwasserreinigungsanlagen, Haupt- 
sammlern und Abwasserpumpwerken dienen. Kredite für den Bau von Kanalisationsanlagen 
werden im Rahmen dieses Programms nicht gewährt; die Durchführung solcher Investitionen muß 
den Trägern wasserwirtschaftlicher Einrichtungen überlassen werden. 

Die Auswahl der Investitionsvorhaben erfolgt nach ihrer wasserwirtschaftlichen Bedeutung 
innerhalb der Schwerpunkte. Die Kreditmittel können sowohl von Gemeinden und sonstigen Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts als auch von gewerblichen Unternehmen in Anspruch genom- 
men werden. Soweit es nach wasserwirtschaftlichen Gesichtspunkten zweckmäßig erscheint, sollen 
bei der Verwendung der Finanzierungsmittel mehrere Einzelvorhaben zusammengefaßt werden. 

2. U mstellungsinvestitionen 

Seit dem Rechnungsjahr 1959 werden in den Wirtsdiaftsplänen des ERP-Sondervermögens jähr- 
lich Mittel für die Finanzierung von Umstellungsinvestitionen in der gewerblichen Wirtschaft 
veranschlagt. Durch die Gewährung von ERP-Krediten soll den gewerblichen Unternehmen die 
Anpassung an Veränderungen im internationalen Wettbewerb durch Betriebs- und Produktions- 
umstellungen erleichtert werden. 

Solche Betriebsumstellungen erfordern in der Regel verhältnismäßig umfangreiche Kapitalmittel, 
weil sie in der Mehrzahl der Fälle den vorzeitigen Ersatz wesentlicher Teile der Produktions- 
anlagen bedingen. Zudem sind sie mit einem relativ hohen Marktrisiko behaftet. Den sich hieraus 
ergebenden finanziellen Belastungen sind aber in zahlreichen Fällen die kleinen und mittleren 
Unternehmen nicht gewachsen. 

Neben der gewerblichen Wirtschaft erhält auch die Landwirtschaft seit dem Rechnungsjahr 1959 
ERP-Mittel für die Durchführung von Betriebsumstellungen. Diese Finanzierungshilfen sollen land- 
wirtschaftliche Betriebe instand setzen, sich auf die Veränderungen der Wettbewerbsverhältnisse 
im Hinblick auf den Gemeinsamen Europäischen Markt durch entsprechende Maßnahmen auf den 
Gebieten der Betriebsorganisation und der Erzeugung einzustellen. 

Die Kredithilfen zur Finanzierung von Umstellungsinvestitionen werden künftig an Bedeutung 
zunehmen. Die Öffnung und Erweiterung der Märkte durch fortschreitenden Abbau noch bestehen- 
der Handelsschranken, die Angleichung der jeweiligen Arbeitsbedingungen, die Zusammenfassung 
der Verkehrsnetze, die Vereinheitlichung der Verkehrsbedingungen, die Herstellung der vollstän- 
digen Freizügigkeit für den Produktionsfaktor Arbeit innerhalb des europäischen Raumes und die 
Intensivierung des Handelsverkehrs mit der übrigen Welt, insbesondere mit den Entwicklungs- 
ländern, müssen grundlegende strukturelle Wandlungen in den einzelnen Volkswirtschaften aus- 
lösen. Die Beseitigung von Präferenzen wird die Kostenrelationen und damit die Wettbewerbs- 
verhältnisse verändern, da natürliche Standortvorteile nunmehr ein stärkeres Gewicht erhalten. 
Die aus dem Markt ausscheidenden Unternehmen werden zu Produktionsumstellungen gezwungen 
werden. Es liegt im Interesse der Gesamtwirtschaft, diese Anpassungsprozesse in geordnete Bah- 
nen zu lenken und wirtschaftliche Wachstumsverluste soweit als möglich zu vermeiden. 

Für die Finanzierung von Umstellungsinvestitionen der gewerblichen Wirtschaft werden im 
Rechnungsjahr 1961 im Rahmen des Mittelstandsprogramms weitere Mittel zur Verfügung stehen. 
Die Kreditgewährung hat zur Voraussetzung, daß die Wettbewerbsvorteile der ausländischen 
Konkurrenz nicht auf natürliche Standortvorteile zurückzuführen sind, im Einzelfall wesentliche 
Teile der Produktionsanlagen ersetzt werden müssen und schließlich die vorgesehenen Produk- 
tionsumstellungen ohne öffentliche Finanzierungshilfen nicht durchgeführt werden können. 

Für die Förderung der Umstellung der Betriebsorganisation und der Erzeugung landwirtschaft- 
licher Betriebe sind im ERP-Wirtschaftsplan 1961 30 Millionen DM veranschlagt. Die Kredithilfen 
sollen vorzugsweise solchen bäuerlichen Familienbetrieben gewährt werden, deren Betriebsweise 
und Kapitalausstattung einer durchgreifenden Änderung bedürfen. Um sicherzustellen, daß mit 
diesen Förderungsmaßnahmen der angestrebte wirtschaftliche Effekt erreicht wird, setzt die 
Kreditgewährung voraus, daß sich die betreffenden Betriebe der landwirtschaftlichen Wirtschafts- 
beratung bedienen. 
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d) Berlin 

Der konjunkturelle Aufschwung der Berliner Wirtschaft hat sich auch im ablaufcnden Jahr 
unter dem Einfluß der in der Bundesrepublik wirksamen Auftriebskräfte fortgesetzt, die stärksten 
Impulse gingen dabei wie in Westdeutschland und in den übrigen europäischen Ländern von der 
unverändert hohen Investitionstätigkeit der Wirtschaft, insbesondere von der anhaltend lebhatien 
Nachfrage nach Ausrüstungsgütern aus. Da die Investitionsgüterindustrie Berlins innerhalb der 
Gesamtindustrie ein größeres Gewicht besitzt als in der Bundesrepublik, waren das Wachstum 
der industriellen Produktion, vor allem aber die Zunahme der Aufträge an die Berliner Industrie, 
stärker als in der Bundesrepublik. Zu den wirtschaftlichen Erfolgen haben nicht nur die intensiven 
Rationalisierungsanstrengungen der Industrie, sondern auch die Errichtung neuer Arbeitsplätze 
beigetragen. Ende Juli 1960 wurde mit 21 000 Erwerbslosen der bisher niedrigste Stand der 
Arbeitslosigkeit erreicht. 

Trotz dieser Erfolge sind die wirtschaftlichen Probleme Berlins noch nicht gelöst. Nach wie vor 
hängt das wirtschaftliche und soziale Gleichgewicht in entscheidendem Maße von den Kaufkraft- 
übertragungen aus der Bundesrepublik ab. Da eine Verbesserung der Lebensfähigkeit Berlins aus 
eigener Kraft unter den gegebenen politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen nur von einer 
Erweiterung der Güterproduktion zu erwarten ist, müssen die Anstrengungen darauf gerichtet 
werden, den Industrialisierungsprozeß fortzusetzen. Die Berliner Wirtschaft ist daher auch im 
Rechnungsjahr 1960 auf die Kredithilfen des ERP-Sondervermögens angewiesen. 

Insgesamt werden aus dem ERP-Aufkommen im Bundesgebiet und in Berlin 383 Millionen DM 
zur Verfügung stehen. Wie in den vergangenen Jahren soll der Hauptteil dieser Mittel für die 
InvestitionS“ und Auftragsfinanzierung eingesetzt werden. Im einzelnen sind für die Investitions- 
förderung 156 Millionen DM und für die Auftragsfinanzierung einschließlich des Liquiditätsfonds 
von 50 Millionen DM 190 Millionen DM vorgesehen. 

Zur Fortführung des Wiederaufbauprogramms stehen 30,25 Millionen DM zur Verfügung. Die 
veranschlagten Mittel sollen überwiegend für die Finanzierung gewerblicher und kultureller 
Bauten und für die Eingliederung erwerbsloser Angestellter in den Wirtschaftsprozeß aufgewendet 
werden. Von den in Berlin nur noch in verhältnismäßig geringer Zahl vorhandenen Erwerbslosen 
gehört ein großer Teil zu der Gruppe der Angestellten. 5,5 Millionen DM sind für die anteilige 
Finanzierung eines Krankenhauses in Berlin-Steglitz vorgesehen. Die Errichtung dieses Kranken- 
hauses, das Mittelpunkt eines medizinischen Lehrzentrums werden soll, ist mit einem Kostenauf- 
wand von etwa 140 Millionen DM verbunden. Neben den Leistungen des ERP-Sondervermögens 
in Höhe von insgesamt 22 Millionen DM stehen zur Finanzierung des Projekts zusätzliche Mittel 
der Vereinigten Staaten von Amerika und Haushaltsmittel des Landes Berlin zur Verfügung. Die 
Mittel des ERP-Sondervermögens werden in Form von Zuschüssen bereitgestellt. 


III. Nachweisung der Finanzierungsprogramme 
im Rechnungsjahr 1961 


V erwendungszweck 


Einzelbetrag 

DM 


Gesamtbetrag 

Kap. 

DM 


Tit. 


Teil I: Binnenwirtsdiaft 
A. Bundesgebiet 

1 . Förderung des Mittelstandes 

a) Mittelständische gewerbliche Wirtschaft .... 115 000 000 

b) Gewerbliche Wirtschaft der Vertriebenen, 

Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigten 37 000 000 

c) Maßnahmen zur Förderung der Produktivität 5 000 000 

d) Kreditgarantiegemeinschaften der mittelstän- 
dischen gewerblichen Wirtschaft 1 000 000 


2. Struktur- und Anpassungsmaßnahmen 
a) Land- und Ernährungswirtschaft 

1. Umstellung der Betriebsorganisation und 


Erzeugung landwirtschaftlicher Betriebe . . 30 000 000 

2. Fischwirtschaft 5 000 000 

b) Wasserwirtschaft 

1. Reinhaltung der Gewässer, Abwasser- 
reinigung 50 000 000 


2 8 

2 8 

2 11 

158 000 000 2 8 


2 1 
2 1 




2 

4 


3 

2 
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Verwendungszweck 

Einzelbetrag 

DM 

Gesamtbetrag 

DM 

Kap. 

Tit. 

c) Verkehrswirtschaft 

1. Deutsche Bundesbahn 

20 000 000 


2 

6 

(vgl. Pos. 3 b 2) 

2. Seehafenbetriebe 

5 000 000 

110 000 000 

2 

6 

3. Regionale Förderungsmaßnahmen 
a) Saarland 

1. Investitionsfinanzierung 

54 000 000 


2 

30 

2. Zuschüsse für die Absatzförderung 

400 000 


2 

8 

b) Auftragsfinanzierung Berlin 

1. Bergbau 

40 000 000 


2 

2 

2. Deutsche Bundesbahn 

25 000 000 


2 

6 

(vgl. Pos. 2 c 1) 

3. Sonstige Bereiche 

15 000 000 


2 

30 

c) Sanierungs- und Zonenrandgebiete und zen- 
trale Orte 


134 400 000 

2 

8 

(Mittel werden im Rahmen des Programms 
zu 1 a bercitgestellt) 

4. Sonstige Förderungsmaßnahmen 

a) Forschung 

1 700 000 


2 

9 

b) Dankesspende 

325 000 


1 

5 

c) Bürgschaftsverpflichtungen 

1 000 000 

3 025 000 

2 

22 

Bundesgebiet insgesamt .... 


405 425 000 




B. Berlin 





1. Investitionen und Eigenkapitalfinanzierung 

156 849 000 


' 3 
. 3 

1 

20 

2. Wiederaufbauprogramm 

30 250 000 


3 

2 

3. Auftragsfinanzierung 

110 000 000 


^ 3 

3 

5a 

5b 

(davon 50 Millionen DM Liquiditätshilfen vgl. 
Kap, 3 Tit. 5 b) 




4. Forschung 

3 550 000 


3 

4 




[ 3 

3 

5. Sonstige Maßnahmen 

2 400 000 


1 3 

3 

21 

22 



303 049 000 

l 3 

27 

Binnenwirtschaft insgesamt: 


708 474 000 




Teil II: Entwicklungshilfe 

1. Finanzierungshilfe zugunsten von Entwicklungs- 
ländern 

650 000 000 


1 ® 

1 A6 

1 

1 

2. Investitionen deutscher Unternehmen in Ent- 
wicklungsländern 

10 000 000 


6 

3 

3. Erfahrungsaustausch und Ausbildung von Fach- 
kräften 

3 000 000 


6 

11 

4. Schuldendienst 

24 375 000 

687 375 000 

5 

1—3 

Entwicklungshilfe insgesamt: .... 


687 375 000 
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IV. Übersicht 

über die im ERP-Wir tschaf tspl an 1961 und im Bundeshaushaltsplan 1961 
für den gleichen Verwendungszweck veranschlagten Mittel 


Lfd 

Nr. 

Verwendungszweck 

ERP-Wirlschaftsplan 19Ö1 

Kap. Tit. 

Betrag 

DM 

Bundeshaushaltsplan 1961 

Kap. Tit. 

Betrag 

DM 

Vorgesehene Verwendung im 

a) ERP-Wirtsdiaftsplan 

b) Bundeshaushaltsplan 

1 

Fischwirtschaft 

2 

1 

5 000 000 

1002 

585 a 

780 000 

a) Kredite 




Buchst, b 



673 b 

270 000 

b) Kredite und Zuschüsse 







Zift. 7 a 



2 

Deutsche Bundesbahn 

2 

6 

45 000 000 1 








Buchst, a 


1202 

510 

145 000 000 

a) und b) Kredite 



3 

5 a 

20 000 000 ) 





3 

Mittelständische gewerbliche Wirtschaft einschließ- 


8 

115 000 000 

0902 

601 

5 200 000 

a) Kredite 


lich regionales Förderungsprogramm 

2 

Buchst, a 


0902 

610 

1 800 000 

b) Kredite und Zuschüsse 






6002 

571 a 









und b 

132 000 000 


4 

Absatzförderung saarländischer Erzeugnisse 

2 

8 

400 000 

6002 

601 

10 000 000 

a) und b) Zuschüsse 




Buchst, d 






5 

Forschung 

2 

9 

1 700 000 

0902 

605 

10 200 000 

a) Zuschüsse 









b) Zuschüsse 

6 

Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 

6 

1 

150 000 000 t 








3 

10 000 000 1 

vgl. Erläuterungen zu Kap. A 6007 Tit. 570 

a) und b) Kredite und 




11 

3 000 000 




Zuschüsse 



A6 

1 

500 000 000 1 
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B. Rechtsgrundlagen, Wirtschaftsplan, Kassenwesen und VermÖgensnachweisung 

des ERP-SondervermÖgens 


I. Rechtsgrundlagen des ERP-Sondervermögens 

Die Rechtsgrundlagen für das Aufkommen, die Zweckbestimmung und die Verwaltung des 
ERP-Sondervermögens sind 

1. das Gesetz vom 31. Januar 1950 betreffend das Abkommen über wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Bundesrepublik Deutschland 
vom 15. Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. 1950 S. 9), 

2. das Gesetz über die Verwaltung des ERP-Sondervermögens vom 31. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1312) und 

3. das Gesetz über die Finanzierungshilfe für Entwicklungsländer aus Mitteln des ERP-Sonder- 
vermögens (Entwicklungshilfegesetz) vom (Bundesgesetzbl S. ). 


II. Gliederung des Wirtschaftsplans 
Der Wirtschaftsplan gliedert sich in: 

Teil I: Binnenwirtsdiaft 

Ordentlicher Plan 

Kapitel 1: ERP-Sondervermögen — Allgemein — 

Kapitel 2: ERP-Sondervermögen — Bundesrepublik — 

Kapitel 3: ERP-Sondervermögen — Berlin — 

Kapitel 4: Treuhandverwaltung — Anleihe der Export-Import-Bank Washington 

Teil II; Entwicklungshilfe 

Ordentlicher Plan 
Kapitel 5: Allgemein 

Kapitel 6: Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 
Außerordentlicher Plan 

Kapitel A6: Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 

Durch das Entwicklungshilfegesetz vom sind die Aufgaben des ERP- 

Sondervermögens erweitert worden. Es war daher erforderlich, im Wirtschaftsplan die beiden 
Hauptaufgaben — Binnenwirtschaft und Entwicklungshilfe — gesondert darzustellen. 


Teil I 

In Kapitel 1 sind in der Einnahme die im Rechnungsjahr 1961 voraussichtlichen Entnahmen aus 
dem Bestand des ERP-Sondervermögens veranschlagt. Die als „Entnahme aus dem Bestand des 
ERP-Sondervermögens" veranschlagten Beträge bestehen aus 

a) Mehreinnahmen des Vorjahres 

b) Entnahmen aus Fonds und/oder 

c) Mitteln, die in den vorhergehenden Rechnungsjahren als Ausgabe veranschlagt waren, für 
den vorgesehenen Verwendungszweck nicht mehr benötigt werden oder aus haushaltsrecht- 
lichen Gründen neu veranschlagt werden mußten; Hierunter fallen nicht Ausgabereste, für 
die Zusagen erteilt sind. 

In der Ausgabe sind die Beträge veranschlagt, die für allgemeine Aufwendungen gezahlt werden 
sollen. 

Kapitel 2 enthält das Zins- und Tilgungsaufkommen in der Bundesrepublik sowie die Ausgabe- 
ansätze für die in der Bundesrepublik zu vergebenden Kredite und Zuschüsse. 
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Zinsen und Tilgungen, die der amerikanischen Mitverfügung unterliegen, sind in der Einnahme 
gesondert veranschlagt worden, 

In Kapitel 3 sind das Zins- und Tilgungsaufkommen in Berlin sowie die für Berlin vorgesehenen 
Kredite, Zuschüsse und Beteiligungen veranschlagt. 

Zinsen und Tilgungen, die der amerikanischen Mitverfügung unterliegen, sind in der Einnahme 
gesondert veranschlagt worden. 

Kapitel 4 umfaßt das Zins- und Tilgungsaufkommen der aus der MSA-Wirtschaftsanleihe 1951/52 
gewährten Kredite. Im Rahmen der MSA-W^irtschaftshilfe 1951/52 ist der Bundesrepublik Deutsch- 
land über die Export-Import-Bank Washington eine Anleihe in Höhe von 16900000 S gewährt 
worden; die DM-Gegenwerte in Höhe von 70 980000 DM wurden als Kredite vergeben. Gemäß 
einer Verwaltungsvereinbarung mit dem Bundesminister der Finanzen werden diese Kredite sowie 
die Zins- und Tilgungseinnahmen aus diesen Krediten, die nicht Bestandteil des ERP-Sonderver- 
mögens sind, aus Zweckmäßigkeitsgründen beim ERP-Sondervermögen treuhänderisch verwaltet. 

Aus den Zinsen und Tilgungen werden die Zins- und Rückzahlungsverpflichtungen gegenüber' 
den USA erfüllt. 


Teil II 

Kapitel 5 erfaßt die Zinsen und Tilgungen, die auf Kredite im Rahmen der Entwicklungshilfe 
anfallen werden. In der Ausgabe sind die Beträge veranschlagt, die für die Bedienung des Schul- 
dendienstes für die im Rahmen der Entwicklungshilfe aufgenommenen Kredite und Anleihen 
benötigt werden. 

In Kapitel 6 sind die Finanzierungshilfen (Kredite und Zuschüsse) zugunsten von Entwicklungs- 
ländern veranschlagt. 

Kapitel A 6 enthält die auf Grund des Entwicklungshilfegesetzes aufzunehmenden Kredite und 
Anleihen in der Einnahme sowie die Verwendung der Erlöse zugunsten der Entwicklungsländer. 


III. Kassenwesen 

1. Buchführung des ERP-Sondervermögens 

Die Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sondervermögens werden in einer kaufmännischen Buch- 
führung erfaßt. Die in den Erläuterungen zum Wirtschaftsplan enthaltenen Hinweise „Siehe Kon- 
tengruppe ..." beziehen sich auf die entsprechenden Buchungsstellen in der Buchführung. 

Das ERP-Sammelkonto wird als „Verwahrkonto" sinngemäß geführt. 

2. Anlage von Kassenmitteln 

Eine Nachweisung über die Anlage von Kassenmitteln und über die Vorfinanzierung von Dar- 
lehen ist als Anhang dem Wirtschaftsplan beigefügt. 


IV. Vermögensnachweisung 

Eine Vermögensnachweisung des ERP-Sondervermögens nach dem Stand vom 31. März 1960 
liegt dem Wirtschaftsplan als Anlage bei. 
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ZWEITER TEIL 

A. Aufkommen der Mittel nach dem Stand vom 31. März 1960 

Das Aufkommen des ERP-Sondervermögens setzt sich zusammen aus; 

DM-Gegenwerten, die auf Grund amerikanischer WirtschaftshiHen angeialien sind (GARIOA- 
' und ECA/MSA/FOA/ICA-Hilfen), 

Zinsen, Tilgungen und sonstigen Erträgen. 

I. Umfang der Hilfeleistungen 

1. Im Rahmen der Abkommen vom 9. Juli 1948, 14. Juli 1948 und 15. Dezember 1949 sind von 
der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika nachstehende Wirtschaftshilfen nach 


dem Stand vom 31. März 1960 zugeteilt worden: 

GARIOA 

ECA/MSA/FOA/ICA 


s 

s 

1. Marshallplanjahr 1948/49 
(3. April 1948 bis 30. Juni 1949) 



613 500 000,— 

2. Marshallplanjahr 1949/50 
(1. Juli 1949 bis 30. Juni 1950) 

172 407 000,— 

284 726 000,— 

3. Marshallplanjahr 1950/51 
(1. Juli 1950 bis 30 Juni 1951) 



384 758 000,— 

4. Marshallplanjahr 1951/52 
(1. Juli 1951 bis 30. Juni 1952) 



*) 106 000 000,— 

Wirtschaftshilfe 1952/53 
(1. Juli 1952 bis 30. Juni 1953) 

144 000,— 

83 643 000,— 

Wirtschaftshilfe 1953/54 
(1. Juli 1953 bis 30. Juni 1954) 



14 900 000,— 

Wirtschaftshilfe 1954/55 
(1. Juli 1954 bis 30. Juni 1955) 



23 571 600,— 

Wirtschaftshilfe 1955/56 
(1. Juli 1955 bis 30. Juni 1956) 



16 880 275,54 

Wirtschaftshilfe 1956/57 
(1. Juli 1956 bis 30. Juni 1957) 



9 000 000,— 

Wirtschaftshilfe 1957/58 
(1. Juli 1957 bis 30. Juni 1958) 



10 860 000,— 

Wirfschaftshilfe 1958/59 
(1. Juli 1958 bis 30. Juni 1959) 



6 700 000,— 

Wirtschaffshilfe 1959/60 
(1. Juli 1959 bis 30. Juni 1960) 



5 741 500,— 

Technical-Assistance 

— 

550 648,88 


172 551 000 — 

1 560 831 024,42 


Außerhalb der Marshallplanhilfe sind GARIOA-Hilfen bis zu 1,9 Milliarden Dollar gewährt 
worden. 

2. Das Gegenwertaufkommen beträgt unter Berücksichtigung der bis zum 31. März 1960 in 
Anspruch genommenen Dollarhilfen 

1. aus den ECA/MSATOA/ICA-Einfuhren 6 081 677 086,15 DM 

2, aus den GARIOA-Einfuhren 778 638 308,08 DM 

6 860 315 394,23 DM 

Die bis zur Währungsreform geführten RM-Gegenwertkontcn sind auf Grund des Umstel- 
lungsgesetzes (WiGBl. 1948 Beilage 5 S. 13) erloschen. 

II. Aufkommen von Zinsen und Tilgungen 

Nach § 5 Abs. 2 des ERP-Verwaltungsgesetzes fließen Zinsen und Tilgungen aus Darlehen dem 
ERP-Sondervermögen wieder zu. Auch diese Einnahmen werden im Rahmen der Zweckbestim- 
mung des ERP-Sondervermögens (§ 2 ERP-Verwaltungsgesetz), das einen revolvierenden Ponds 

•) 16 900 000 $ hiervon sind der Bundesrepublik Deutschland als Anleihe der Export-lmport-Bank Washington 
gewährt worden. Der Gegenwert der Anleihe ist nicht Bestandteil des ERP-SondervermögGns. 
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darstellt, wieder verausgabt. Aus der nachstehenden Aufstellung ergibt sich die Höhe des Zins- 
iind Tilyungijaufkonnnens bis zum 31. März 1960. In Spalte 7 der Aufstellung sind die Zinsen 
und Tilgungen aufgeführt, über deren Verwendung der Verwalter des ERP-Sondervermögens 
— im Gegensatz zu dem allgemeinen Zins- und Tilgungsaufkommen — nur mit Zustimmung 
der ICA-Mission verfügen konnte. Diese Einschränkung besteht auf Grund des sogenannten 
Zablocki-Amendments nur für Zins- und Tilgungsbeträge aus Krediten, die aus DM-Gegenwerten 
gewährt wurden, die auf Grund der nach dem 20. Juni 1952 erteilten Beschaffungsermächti- 
gungen*) angefallen sind. 


TTbersirht über die Zins- und Tilgungseinnahmen in den Rechnungsjahren 1949 bis 1959 


Rechnungs- 

jahr 

1 

Aus 

Darlehen 

DM 

2 

Aus 

Wertpapieren 

DM 

3 

Aus der 
Zwischen- 
zeit!. Anl. 
d. Konten 

DM 

4 

Sonstige 

DM 

5 

Insgesamt 
Spalten 2 bis 5 

DM 

6 

Aus Dar- 
lehen und 
Beteiligun- 
gen, deren 
Erträge und 
Rückflüsse 
gebunden 
sind 

DM 

1 

Bürgschafts- 

sicherungs- 

fonds 

DM 

8 

A. Zinsen und Gewinnerträge 






Bund 

1949 

323 948,45 

12 907 573,50 





13 231 521,95 



— 

1950 

69 174 613,72 

30 005 501,74 

1 014 701,27 

— 

100 194 816,73 

— 

— 

1951 

78 630 631,19 

12 056 250,— 

2 396 949,98 

166 991,28 

93 250 822,45 

— 

— 

1952 

166 049 419,18 

8 787 500,— 

5 204 824,98 

79 849,87 

180 121 594,03 

— 

— 

1953 

164 005 567,16 

2 920 571,66 

4 006 866,67 

16 860,71 

170 949 866,20 

1 317 213,47 

— 

1954 

161 520 332,51 

13 281 458,33 

8 773 541,67 

3 647,98 

183 578 980,49 

5 447 993,82 

— 

1955 

138 214 873,82 

— 

12 078 927,12 

196 258,14 

150 490 059,08 

4 277 894,85 

— 

1956 

211 259 510,26 

— 

12 176 375,05 

22218,14 

223 458 103,45 

4 606 648,32 

— 

1957 

189 081 599,58 

— 

10 816 368.06 

94 725,50 

199 992 693,14 

6 786 598,20 

— 

1958 

175 347 578,71 

— 

5 149 291,65 

195 919,33 

180692 789,69 

5 794 748,62 

— 

1959 

132 901 101,34 

— 

8 086 090.62 

131 534,84 

141 118 726,80 

4 364 880,89 

* — 


1 486 509 175,92 

79 958 855,23 

69 703 937,07 

908 005.79 

1 637 079 974,01 

32 595 978.17 


Berlin 

1950 

4 644 185,53 






4 644 185,53 



— 

1951 

7 531 210,54 

— 

244 041.67 

— 

7 775 252,21 

— 

164 633,33 

1952 

17 322 876,77 

— 

1 096 640,08 

— 

18 419 516,85 

— 

577 926,73 

1953 

24 666 829,01 

— 

2 767 177,43 

— 

27 434 006,44 

1 210 495,25 

1 045 510,98 

1954 

27 207 831,22 

— 

2 847 945,19 

— 

30 055 776,41 

6 705 361,48 

908 711,80 

1955 

18 682 575,10 

— 

3 366 574,86 

1 196,65 

22 050 346,61 

11 313 995,28 

698 482,64 

1956 

28 697 646,34 

— 

4 469 268,01 

5 322,43 

33 172 236,78 

13 231 227,72 

1 152 000,88 

1957 

33 402 349,88 

— 

5 713 795,78 

2 601,99 

39 118 747,65 

15 281 266,07 

887 590,28 

1958 

32 605 411,60 

— 

5 731 800,01 

— 553,30 

38 336 658,31 

16 363 284,40 

775 411,27 

1959 

34 608 742,82 

— 

5 175 080,42 

299 478,05 

40 083 301,29 

11 964 608,18 

640 611,79 


229 369 658,81 

— 

31 412 323,45 

308 045,82 

261 090 028,08 

76 070 238,38 

6 850 879,70 

B. Tilgungen 

Bund 

1951 44 435 300,71 




44 435 300,71 



1952 

59 414 510,39 

— 

— 

— 

59 414 510,39 




1953 

134 545 779,61 

— 

— 

— 

134 545 779,61 

— 


1954 

224 445 283,18 

— 

— 

— 

224 445 283,18 

10 163 000,— 


1955 

275 869 702,66 

— 

— 

— 

275 869 702,66 

5 584 276,18 


1956 

327 809 559,50 

— 

— 

— 

327 809 559,50 

7 468 894,73 


1957 

415 547 247,94 

— 

— 

— 

415 547 247,94 

13 843 697,62 


1958 

690 482 771,75 

— 

— 

— 

690 482 771,75 

25 515 274,51 


1959 

962 077 279,74 

— 

— 

— 

962 077 279,74 

22 002 001,36 



3 134 627 435,48 



— 



3 134 627 435,48 

84 577 144,40 


Berlin 

1951 

5 670 933,51 

— 

— 



5 670 933,51 




1952 

22 240 100,54 

— 

— 

— 

22 240 100,54 




1953 

58 062 874,87 

— 

— 

— 

58 062 874,87 

228 392,10 


1954 

97 143 229,59 

— 

— 


97 143 229,59 

6 546 872,67 


1955 

85 484 744,79 

— 

— 

— 

85 484 744,79 

15 290 502,08 


1956 

108 090 011,37 

— 

— 

— 

108 090 011,37 

38 401 913,58 


1957 

132 204 402,43 

— 

— 

— 

132 204 402,43 

59 853 326,66 


1958 

109 381 691,25 


— 

— 

109 381 691,25 

69 814 688,66 


1959 

126 869 430,84 

— 

— 

— 

126 869 430,84 

46 893 235,36 



745 147 419,19 

— 

— 

— 

745 147 419,19 

237 028 931,11 



•) Im Rahmen der amerikanischen Wirtschaftshilfen werden durch die Regierung der Vereinigten Staaten 
Beschaffungsermächtigungen für die Einfuhr von Gütern erteilt. 
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Drucksache 2669 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zusammenstellung 


Bund 

DM 


Berlin 

DM 


l. Einnähmen, über die die Bundesrepublik Deutschland allein 
verfügungsberechtigt war {Spalte 6) 

a) Zinsen 

b) Tilgungen 


2 Einnahmen, die der Mitwirkung der ICA bei der Program- 
mierung gemäß Artikel IV Ziff. 6 bzw. Artikel V Ziff. 4 
des bilateralen Abkommens unterlagen (Spalte 7) 

a) Zinsen 

b) Tilgungen 


1 637 079 974,01 261 090 028,08 

3 134 627 435,48 745 147 419,19 

4 771 707 409,49 1 006 237 447,27 


32 595 978,17 76 070 238,38 

84 577 144,40 237 028 931,11 

117 173 122,57 313 099 169,49 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2669 


B. Verwendung der Mittel nach dem Stand vom 31. März 1960 

Nach § 5 ERP-Verwaltungsgesetz können die Mittel des ERP-Sondervermögens verwendet 
werden 

zur Gewährung von Darlehen 

zur Gewährung von Zuschüssen 

zur Übernahme von Bürgschaften 

zum Erwerb von Beteiligungen und Grundstücken. 

1. Kredite und Beteiligungen 

1. Nachstehende Aufstellung gibt einen Überblick über die insgesamt bis zum 31. März 1960 im 
Rahmen der Wirtschaftszweige ausgezahlten Kreditbeträge und der übernommenen Beteiligungen. 


Wirlsdiaftszweig 

Gegenwerte 

Zinsen und 
Tilgungen 

insgesamt 


DM in Millionen 

DM in Millionen 

DM in Millionen 


Bundesrepublik 

Kredite: 


1. 

Landwirtschaft 

282,8 

235,0 

517,8 

2. 

Forstwirtschaft 

11,4 

— 

11.4 

3. 

Fischwirtschaft 

5,0 

11,4 

16,4 

4. 

Bergbau 

557,5 

310.9 

868,4 

5. 

Elektrizitätswirtschaft 

836.2 

235.6 

1 071,8 

6. 

Gaswirtschaft 

52,0 

57,4 

109,4 

7. 

Wasserwirtschaft 

35,0 

489,5 

524,5 

8. 

Eisen und Stahl sowie NE-Metalle 

237,7 

275,6 

513,3 

9. 

Grundchemie 

81,9 

57,0 

138,9 

10. 

Erdöl, Erdgas 

43,4 

— 

43,4 

11. 

Verarbeitende Industrie 

491,8 

299,2 

791,0 

12. 

Bundesbahn 

445,0 

614,8 

1 059,8 

13. 

Bundespost 

20,0 

139,2 

159,2 

14. 

Seeschiffahrt 

137,2 

270,1 

407,3 

15. 

Binnenschiffahrt 

9,4 

20,1 

29,5 

16. 

See- und Binnenhäfen 

16,6 

11,7 

28,3 

17. 

Privatbahnen 

6,8 

7.3 

14,1 

18. 

Straßenbahnen 

17,3 

24,7 

42,0 

19. 

Luftverkehr 

8,4 

7.5 

15,9 

20. 

Sonstiges Verkehrsgewerbe 

0,7 

5,6 

6,3 

21. 

Wasserstraßen 

— 

1,3 

1,3 

22. 

Wohnungsbau 

496,4 

86,6 

583,0 

23. 

Handel, Handwerk, Fremdenverkehr und 
sonstige gewerbliche Wirtschaft 

39,2 

271,0 

310,2 

24. 

Entwicklungshilfe 

— 

136,1 

136,1 

25. 

Forschung 

0,5 

0,2 

0,7 

26. 

Nachwuchsförderung 

— 

5.8 

5,8 

27. 

Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigte *) 





a) Flüchtlingssiedlung und Wohnungsbau 
auf dem Lande 

37,7 

28,0 

65,7 


b) Wohnungsbau für SBZ-Flüchtlinge 

42,6 

0.4 

43,0 


c) Gewerbliche Wirtschaft 

89,0 

192.5 

281,5 


d) Sonstige Finanzierungshilfen 

— 

6,4 

6,4 



4 001,5 

3 800,9 

7 802,4 


•) Weitere Kredite sind an diesen Personenkreis im Rahmen der unter l. bis 23. aufgeführten Wirtschaftszweige ausgezahlt worden. 
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Drucksache 2689 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Wirtschaftszweig 

Gegenwerte 

DM in Millionen 

Zinsen und 
Tilgungen 

DM in Millionen 

insgesamt 

DM in Millionen 

Beteiligungen: 

1. Lastenausgleichsbank (Bank für Vertriebene 

und Geschädigte) 3,0 


3.0 

2. Internationale Bank für Wiederaufbau und 

Entwicklung (Weltbank) (im Innen Verhältnis 

Anteilseigner an der Beteiligung der 

Bundesrepublik) — 

3. Internationale Finanz-Corporation — 

100,0 

15,3 

100,0 

15,3 


3.0 

115,3 

118,3 

Berlin 

Kredite: 

1. Landwirtschaft 

3,0 

1.6 

4,6 

2. Elektrizitätswirtschaft 

115,0 

36,0 

151,0 

3. Gaswirtschaft 

24,5 


24,5 

4. Wasserwirtschaft 

10,0 

— 

10,0 

5. Elektroindustrie 

275,5 

244,3 

519,8 

6. Maschinenindustrie 

103.8 

31,5 

135,3 

7. Sonstige Industrie 

214,1 

123,4 

342,5 

8. Verkehr und öffentliche Betriebe 

16,4 

2.4 

18,8 

9. Nachrichten verkehr 

27.5 

25,1 

52,6 

10. Schiffahrt 

7,5 

4,7 

12,2 

11. Wohnungsbau 

64,9 

10.1 

75,0 

12. Kleinindustrie und Handwerk 

59,1 

31,0 

90,1 

13. Handel 

11,9 

5,1 

17,0 

14. Fremdenverkehr 

27,5 

12,9 

40,4 

15. Vertriebene, Flüchtlinge und 

Kriegssachgeschädigte 

a) Wohnungsbau für SBZ-Flüchtlinge 

20.0 

0,2 

20.2 

b) Gewerbliche Wirtschaft 

4,0 

5,2 

9.2 

16. Forschung 

12,7 

0,2 

12,9 

17. Auftragsfinanzierungskredite 

50,0 

386,0 

436,0 

IR Retriehsmitfelk redite 

28,4 

21,5 

49,9 

19. Arbeitsbeschaffungsprogramm 

607,2*) 

61,6 

668,8 


1 683,0 

1 007,8 

2 690,8 

Beteiligungen : 

1 Berliner lndii<^tri ehank AG 


5,0 

5.0 

2. Eigenkapitalfinanzierungsprogramm 

84,2 

5,2 

89,4 


84,2 

10.2 

94,4 


Zusammenstellung 


Kredite: 

Bundesrepublik 4 001,5 3 800,9 7 802,4 

Berlin 1 683,0 1 007,8 2 690,8 

5 684.5 4 808,7 10 493,2 

Beteiligungen: 

Bundesrepublik 3,0 115,3 118,3 

Berlin 84,2 10,2 94,4 

87,2 125,5 212,7 


•l Die Aufteilung eines Betrages von 4?5 000 000 DM nadi Krediten und Zuschüssen steht noch aus. 
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2. Die in der nachstehenden Aufstellung enthaltenen Beträge stellen die Kredite dar. die von den Hauptleih- 
inslituten bis zum 31. März 1960 aus Gegenv/ertmitteln, Zinsen und Tilgungen sowie aus der MSA-Aniedie 
1951/52 den Endkreditnehmern in den einzelnen Ländern zu ge sagt worden sind. 




Gesamt- 

summe 

der 

Kredit- 

Zusagen 

davon entfallen aut die Länder 

Lfd 

Nr. 

Wirtscliaftszweig 

i 

Würuembg, 

N jeder 

Berlin Bremen Hamburg Hessen ^^chsen 

DM in Millionen 

Nordrhein- Rhrunland- , , Schloswiq- 

Westtdien Pialz Holstein 


1 

Landwirtschaft*) 

1 539,2 

72,0 

118,1 


1,3 

1,5 

42,5 

114,5 

84,7 

56.2 

0,3 

48,1 

2 

Forstwirtschaft 













3. 

Fischwirtschaft (weitere Kredite sind in lfd. 














Nr 9 enthalten) 

12,0 

— 

— 

— 

10,9 

0,6 

— 

0.1 

— 

— 

— 

0,4 

4. 

Bergbau (einschl Nichtkohlebergbau) 

925,5 

0,4 

17,9 

— 

0,1 

28,6 

11,9 

36,3 

830,3 

— 

— 

— 

5 

Elektnzitätswirtschaft 

1 111,0 

119,9 

269,8 

2,0 

6,1 

63,4 

9.4 

110,6 

433,1 

21.2 

50,9 

24.6 

6. 

Gas- und Wasserwirtschaft 

667.1 

108,1 

117,7 

— 

3.5 

22,8 

60,7 

101,6 

146,5 

37.4 

1,7 

41.0 

7 

Eisen und Stahl sowie NE-Metalle 

576,5 

4,0 

7,1 

— 

— 

0.6 

9,6 

80,9 

340,6 

8.8 

117,7 

7.2 

8 

Grundchemie 

168,3 

8,0 

13,9 

— 

— 

4,9 

36,2 

17,0 

67.4 

19,5 

— 

1,4 

9. 

Verarhoitende Industrie 














(einschl Ei nahrungsmdustrie) 

1 070,4 

122,8 

191,7 

— 

14,3 

33,8 

144,2 

128,6 

261,8 

49,4 

66,0 

57,8 

10. 

Bundesbahn 

(1 036,0) 














3,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3,3 

— 

11 

Bundespost 

(150,0) 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

12 

Seeschi itah rt *) 

420,4 

— 

— 

— 

171,1 

158,8 

— 

0,2 

6,1 

— 

— 

84,2 

13 

Binnenschiffahrt*) 

44,8 

— 

— 

— 

10,8 

11.7 

— 

0,6 

16,9 

0,6 

— 

4,0 

14 

See- und Binnenhäfen 

33,5 

2.3 

0,5 

— 

3,7 

6,2 

1,2 

7,7 

8,4 

2,7 

— 

0,8 

15 

Privatbahnen 

14,8 

2,4 

0,3 


0.2 

0,3 

1.4 

3,0 

5,8 

0,7 

— 

0,7 

16 

Straßenbahnen 

43,1 

4,5 

4,1 


4,3 

2,7 

2,0 

2,6 

16,8 

2,3 

1,5 

2,3 

17 

Sonstiges Verkehrsgewerbe 

5,4 

0,3 

1.2 

— 

0.4 

0.1 

0.2 

0,1 

0,9 

0,1 

1,8 

0.3 

18 

Wohnungsbau 

644,6 

56,4 

83,9 

— 

6,4 

10,9 

43,8 

84,2 

268,1 

24,2 

0,7 

GG,0 

19 

Handel Handwerk. Fremdenverkehr und 














sonstige qcnverbliche Wirtschaft*) 

205,1 

14.7 

26,7 

0.3 

6.3 

18,6 

36,4 

12,9 

73,0 

5,4 

2,7 

8,1 

20 

Entwicklungshilfe 

124,6 

8.1 

8,9 

— 

— 

25,1 

12,3 

__ 

63,9 

6,3 

— 

— 

21. 

Vertriebene, Flüchtlinge 














und Knen'^^^arhgp^diädigte**) einschl. 














Flüchtluigssiediung 

(483,9) 














davon: 














335,3 

53,1 

75,9 

— 

7,3 

12,5 

36,9 

46,7 

47.4 

23,0 

— 

32,5 



zugesagt 
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Forschung 

0,7 

0,3 

— 

— 

0,1 

0,1 

— 

— 

0.1 

— 

— 

0,1 

23 

Nacliwiiui^'örderunq 

11,0 

1.0 

1.6 


0,5 

— 

— 

4.0 

0,6 

1,3 

— 

2,0 

24. 

Soziale Einrichtungen 

3,8 

1,0 

0,4 

— 

— 

0.1 

0,5 

0,8 

0,6 

0,3 

— 

0.1 



6 960,4 

579,3 

939,7 

2,3 

247,3 

403,3 

449,4 

752,4 

2 691,6 

263,0 

246.8 

385,3 


Dazu: Lfd. Nr. 10, 11, 21 (Unterschiedsbetrag) (1 334,6) 

8 295,0 


Vorstehende Beträge weichen von den Aufstellungen über die ausgezahlten Beträge ab. weil 

a) es sich um Kredit Zusagen handelt, 

b) die Aulteilung der Wirtsdiallszweige in den Monatsberichten der Hauptleihinstitute bis einschl. 1953 nach anderen Richtlinien, als jetzt festgclegt, erfolgte. 


•) Aufteilunq crfo’qtc 7 .um Teil nach dorn Sitz der durchleitenden Banken, da diese Mittel als Globalkredite vergeben wurden. 

•*) Weitere Kredite sind an diesen Pcisoncnkreis im Rahmen der unter 1. bis 19. aufqeführten Wirtschaltszweige zugesagt worden. 


Doutsdier Bundestag — 3. WahlporiortG Drucksae^.e 2SC9 



3. Im Rechnungsjahr 1959 sind folgende in der vorstehenden Aufstellung enthaltenen Beträge zugesagt worden: 




Gesamt- 

davon entfallen auf die Länder 

Lfd. 

Nr. 

Wirtschaftszweig 

summe 

der 

Kredit- 

zusagen 

Baden- 

^^rt- Bayern 
tembg. 

„ „ u u tj Nieder- Nordrhein- 

Berlin Bremen Hamburg Hessen Westfalen 

DM in Millionen 

Rheinland- ^ i ^ Schleswig- 
Pfalz Saarland 


1. 

Landwirtschaft *) 

! 29,1 

4.2 

3.2 








9,8 

3,8 

4,0 

0,3 

3,8 

2. 

Forstwirtschaft 

i 












3. 

Fischwirtschaft (weitere Kredite sind in lfd. 













Nr. 9 enthalten) 

5,1 

— 

— 

— 

5,1 

— 


— 




— 

4. 

Bergbau (einschl. Nichtkohlebergbau) 

53,2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,2 

53,0 

— 

— 

— 

5. 

Elektrizitätswirtschaft 

32,2 

— 

4,9 

— 

— 

— 

0.1 

1.1 

4,0 

— 

21,9 

0,2 

6. 

Gas- und Wasserwirtschaft 

63,5 

7,3 

13,3 

— 

— 

0,3 

7,8 

8,7 

18,6 

3,6 

0,2 

3.7 

7. 

Eisen und Stahl sowie NE-Metalle 














(einschl. eisenverarbeitende Industrie) 

33,7 

0,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0.4 

— _ 

33,2 

— 

8. 

Grundchemie 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

9. 

Verarbeitende Industrie 














(einschl. Ernährungsindustrie) 

211,8 

7,2 

41,6 

— 

0,3 

2,9 

41,3 

67,1 

11,9 

4,1 

20,9 

14,5 

10. 

Bundesbahn 

(210,0) 












11. 

Bundespost 

(45,0) 












12. 

Seeschiffahrt*) 

20.6 

— 

— 

— 

3,8 

14,0 

— “ 

• — 

■ — 

— 

— 

2.8 

13. 

Binnenschiffahrt*) 

9.3 

— 

— 

— 

2,8 

2,6 

0,2 

0.3 

2,6 

— 

— 

0.8 

14. 

See- und Binnenhäfen 

2,9 

— 

— 

— 

— 

0,3 

— 

2,2 

0.4 

— 

— 

— 

15. 

Privatbahnen 

1.0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,0 

— 

— 

— 

16. 

Straßenbahnen 

4,8 

1.6 

0,2 

— 

— 

1.3 

— 

— 

1.1 

— 

— 

0,6 

17. 

Sonstiges Verkehrsgewerbe 

0,6 

— 

0,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,1 

18. 

Wohnungsbau 

30,8 

4,5 

1.4 

— 

— 

0.3 

8.9 

4,3 

6,2 

1,6 

0.7 

2,9 

19. 

Handel, Handwerk, Fremdenverkehr und 














sonstige gewerbliche Wirtschaft*) 

18,2 

1.0 

3,2 

0,3 

0,1 

1.5 

1,3 

2,9 

1,2 

1,5 

2,6 

2,6 

20. 

Entwicklungshilfe 

124,6 

8,1 

8,9 

— 

— 

25,1 

12,3 

— 

63,9 

6,3 

— 

— 

21. 

Vertriebene, Flüchtlinge und 














Kriegssachgeschädigte**) 

(62.9) 














davon 














49,6 

9,6 

10,7 

— 

0.9 

2,2 

6,5 

4,8 

11,1 

2,2 

— 

1,6 



zugesagt 












22. 

Forschung 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

23. 

Nachwuchsförderung 

0,9 

— 

0,5 

— 

— 

— 

__ 

— 

0.3 

0,1 


— 

24. 

Soziale Einrichtungen 

0,6 

0,1 

— 

— 

_ 

— 

0,1 

0,3 

O.l 

— 

— 

— 



692,5 

43,7 

88,4 

0,3 

13,0 

50,5 

78,5 

101,7 

179,6 

23,4 

79,8 

33,6 

Dazu; 

: Lfd. Nr. 10, 11, 21 (Unlcrscliiedsbülrag) ..... 

(317,9) 














1 010,4 













•1 Aufteilung erfolgte zum Teil nach dem Sitz der durdileitenden Banken, da diese Mittel als Globalkredite vergeben wurden. 
Weitere Kredite sind an diesen Personenkreis im Rahmen der unter 1. bis 19. aufgeführten Wirtsdiaftszweige zugesagt worden. 
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Drucksache 2669 


II. Zuschüsse 

Nach dem ERP-Verwaltungsgesetz sollen Zuschüsse nur gewährt werden, wenn sie der Förde- 
rung und dem Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft (§ 2 ERP-Verwaltungsgesetz) dienen und 
der Bestand des ERP-Sondervermögens in seiner Substanz nicht geschmälert wird (§ 5 Abs. 1 ERP- 
Verwaltungsgesetz), 


1. Die nachstehende Aufstellung gibt einen Überblick über die insgesamt bis zum 31. März 1960 
verausgabten Beträge. 


Verwendungszweck 

Aus Gegenwerten 
DM in Millionen 

Aus Zinsen 

DM in Millionen 

Zusammen 

DM in Millionen 

Bundesrepublik 




Landwirtschaft 

111,9 

57,2*) 

169,1 

Forschung 

30,5 

34,8 

65,3 

Handel und Handwerk 

4,3 

8,3*) 

12,6 

Zonenrand- und Sanierungsgebicle 

— 

6,9 

6.9 

Produktivitätssteigerung 

11,0 

16,1 

27,1 

Fromdenverkolir 

— 

0,3 

0,3 

Techn Erfahrungsaustausch 

7,5 

4.9 

12,4 

Wohnungsbau 

0,5 

— 

0,5 

Transportkosten für Liebesgaben 

33,6 

16,3**) 

49,9 

Dankesspende 

— 

1,2 

1,2 

Prodiikti vitätszenlrale 

— 

2,5 

2,5 


199,3 

148,5 

347,8 

Berlin 




Landwirtschaft 

1,6 

— 

1,6 

Forschung 

14,4 

8,1 

22,5 

Absatzsteigerung 

2,4 

0,5 

2,9 

W 1 e d 0 1 a II f ba Up r o(j r Q in ni 

95,9 

69,5 

165,1 

AbtP.'tknrig des Haushaltsdefizits 

125,0 

— 

125,0 

Transportkosten für Liel)Osgal)on 

— 

2,0 

2,0 

BüMisdiaftssicherungsfonds 

1,2 

— 

1,2 

Kongreßhalle 

— 

9.4 

9,4 

Sonstige Maßnahmen 

4,4 

2,4 

6,8 


244,9 

91,9 

336,8 


Zusammenstellung: 

Bundesrepublik 347,8 

Berlin 336,8 

684,6 


•) Davon 32,5 Millionen DM aus sonsliqon Mittela. 

**j Davon 0,9 Millionen DM aus kunsliqen Mitteln. 
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2. Aufstellung über die im Rechnungsjahr 1959 gezahlten Zuschüsse, aufgeteilt nach Ländern 





davon entfallen auf die Länder 

Nicht 

aufteilbart 

Zuschüsse 

Lfd. 

Nr. 

Verwendungszweck 

Gesamt- 

summe 

Baden- 

Würt- 

temberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Nieder- 

sachsen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Rhein- 

land- 

Pfalz 

Saarland 

Schles- 

wig- 

Holstein 



DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


1. Transportkosten für 

cantative Sendungen 2 031 733,25 _ _ 2 031 733,25 

2. Dankesspende 275 000, — — — — — — — — — — — — 275 000,— 

3. Landwirtschaft!. 

Beratungsdienst .... 26 361,38 2 750, — — — ~ 3 500,— ~ 1 955, — 4 800,— — — — 13 356,38 

4. Absatzförderung ... 1 000 000, — — — — — — — — — 1 000 000,— — — 

5. Kreditgarantie- 
gemoinschafton des 

Handels 14 894 — _ _ _ 3 255— _____ 3639,— — 8000,— — 

6. Handwerk auf dem 

Lande 142 248,20 — — ___ — ___ _ 142 248,20 

7. Forschung 11 236 272,80 992 925,09 1 145 579,— 47 038,30 33 298,44 251 400,— 1 372 253,32 3 755 575,76 2 407 959,— 90 359,64 81 609,— 375 000,- 683 284,25 

8. Wirtschaftliche Be- 
ziehungen mit dem 

Au^ande 2 547 008,89 — — — — — — — — — — 2 547 008,89 

9. Steigerung der Pro- 
duktivität 6 497 541,86 — — — — — — — — — 6 497 541,86 


23 771 060,38 995 675,09 1 145 579,- 47 038,30 36 553,44 254 900,— 1 372 253,32 3 757 530,76 2 412 759,- 93 998,64 1 081 600- 383 000,- 12 190 172,83 


(Die aus dem Berliner Aufkommen zur Verfügung gestellten Zuschüsse sind in der vorstehenden Aufstellung nidit enthalten.) 
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III Bürgschaften 

Der Verwalter des ERP-SondervermÖgens ist durch 

1. § 2 des Dritten Gesetzes über die Übernahme von Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen zur Förderung der deutschen Wirtschaft vom 6 Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S 365) und 

2. das Gesetz zur Ergänzung des Dritten Gesetzes über die Übernahme von Sicherheits- 
leistungen und Gewährleistungen zur Förderung der deutschen Wirtschaft (2. ERP-BürgschG) 
vom 1? Mai 195? {Biindesgesetzbi i S. 517) 

ermächtigt worden, Sicherheitsleistungen, Gewährleistungen und Bürgschaften bis zum Gesamt- 
beträge von 400 0(10 000 DM nach Maßgabe des § 2 des ERP- Verwaltungsgesetzes zu übernehmen. 

Im Rahmen dieser Ermächtigungen werden die Bürgschaften entweder unmittelbar oder durch 
Rückbürgschaften gegenüber den Flauptleihinst ituten (Kreditanstalt für Wiederaufbau, Lasten- 
ausgleichsbank (Bank für Vertriebene und Geschcädigtel) übernommen. 

Bis zum 31 März I960 sind folgende Bürgschaftsverpflichtungen eingegangen worden: 


Lfd 

Nr 

Wirtschaftszweig 

Einzel- 

bürqschaften 

Glnbal- 

bürqsf'hrtften 

Stand der 
Verpflichtungen 
am 31 3 1960 



DM 

DM 

DM 

1. 

Seeschiffahrt 

33 938 000 

- - 

31 682 308,44 

2 

Landwirtschaft 

2 455 520 

10 000 000 

4 091 275,68 

3 

Fischabsatz 


3 000 000 

2 085 123,32 

4. 

Kreditgarantiegemeinschaften 
des Handwerks 


40 000 000 

1 577 170,41 

5. 

Kreditgarantiegemeinschatten 
des Handels 



40 000 000 

1 389 065,10 

6. 

Gewerbliche Wirtschaft der 
Vertriebenen, Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigten 


40 000 000 

17 930 354,30 

7 

Fremdenverkehr 

1 000 000 

— 

1 000 000,— 

8 

Förderung der Berliner 
Wirtschaft 

52 313 500 



50 248 955,— 

9. 

Forderung der Wirtschaft 
im Saarland 

51 500 000 


51 500 000,— 



141 207 020 

133 000 000 

161 504 252,25 



273 157 020 



Eine Inanspruchnahme aus den Bürgschaftsverpflichtungen ist bis zum Stichtage in Höhe von 
3166.40 DM erfolgt 


Für vom Land Berlin verbürgte Betriebsmittelkredite Berliner Geschäftsbanken sind vom ERP- 
Sondervermögen 20 000 000 DM zur Deckung der Ausfälle zur Verfügung gestellt worden. Nach 
dem Stand vorn 3l März 1960 waren Kredite von insgesamt 72 701 5.50 DM verbürgt. Die Inan- 
spruchnahme des Bürgschaftssicherungstonds betrug 423 749,25 DM. 


Zur Bilduncj '^on Deckumstonds sind den K reditgarantiegemeinschatten der nachstehend auf- 
getührten Bereiche zur Verfügung gestellt worden: 


Handwerk 

Handel 

Fremdenverkehr 

Gartenbau 


3 775 000 DM 
2 275 000 DM 
200 000 DM 
750 000 DM 


Die Ausfälle betrugen 3008,08 DM. 


7 000 000 DM 
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DRITTER TEIL 

Die Anleiheerlöse aus der der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der MSA-Wirtschafts- 
hilfe 1951/52 gewährten Anleihe von 16 900 000 $ werden vom ERP-Sondervermögen treu- 
händerisch verwaltet. Nachstehende Aufstellung gibt einen Überblick über die Anleiheerlöse, 
über die aus den gewährten Krediten aufgekommenen Zinsen und Tilgungen sowie deren 
Verwendung. 


A. Aufkommen im Rahmen der MSA- Anleihe 1951/1952 nach dem Stand vom 31. März 1960 


I. MSA-Anleihe 

Gegenwerte aus der Anleihe von 16 900 000 $ 70 980 000, — DM 

II. Aufkommen von Zinsen und Tilgungen 

1. Zinsen 20 883 582,95 DM 

2. Tilgungen 28 949 316,37 DM 


120 812 899,32 DM 


B. Verwendung der Mittel nach dem Stand vom 31. März 1960 


I. Verzinsung der Anleihe 6 195 460, — DM 


11. Kredite 

1. Eisen und Stahl sowie NE-Metalle 10 300 000 DM 

2. Erdöl 3 000 000 DM 

3. Chemie 5 000 000 DM 

4. Verarbeitende Industrie 8 200 000 DM 

5. Bundesbahn 40 000 000 DM 

6. Bundespost 5 000 000 DM 

7. Binnenschiffahrt 9 000 000 DM 

8. Seeschiffahrt 624 000 DM 

9. Seehäfen 2 000 000 DM 

10. Sonstiges Verkehrsgewerbe 980 000 DM 

11. Ingenieurschulen 10 000 000 DM 

12. Freie Berufe 5 000 000 DM 

13. Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegssach- 

geschädigte 7 600 000 DM 

14. Soziale Einrichtungen 6 983 600 DM 


113 687 600 DM 


GARIOA 

EGA 

ERP 

MSA 

FOA 

ICA 


Abkürzungen 

= Government and Relief in occupied Areas 
= Economic Operations Act 
= Economic Cooperation Administration 
= European Recovery Program 
- Mutual Security Act 
= Mutual Security Agency 
== Foreign Operation Administration 
= International Cooperation Administration 


Bilaterales Abkommen = Abkommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit 

zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Bundesrepublik Deutschland vom 15. Dezember 
1949 (Bundesgesetzbl. 1950 S. 10) 

Entwicklungshilfegesetz = Gesetz über die Finanzierungshilfe für Entwicklungs- 
länder aus Mitteln des ERP-Sondervermögens vom 
(Bundesgesetzbl. II S. ) 

ERPVerwGes = Gesetz über die Verwaltung des ERP-Sonderver- 

mögens vom 31. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1312) 

RHO = Reichshaushaltsordnung vom 31. Dezember 1922 (jetzige Fassung: 

Bekanntmachung vom 14. April 1930 — Reichs- 
gesetzbl. II S. 693) 

Zablocki-Amendment = Artikel 9 (a) des amerikanischen Gesetzes über gegen- 
seitige Sicherheit von 1952 (vgl. Vorwort, zweiter 
Teil Abschnitt A Nr. II). 
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Wirtschaftsplan 

Teil I: Binnenwirtschaft 

Ordentlicher Plan 

Kap. 1: ERP-Sondervermögen — Allgemein 

Kap. 2: ERP-Sondervermögen — Bundesrepublik 

Kap. 3: ERP-Sondervermögen — Berlin 

Kap. 4: Treuhandverwaltung — Anleihe der ExportTmport-Bank 

Washington 

Teil II: Entwicklungshilfe 

Ordentlicher Plan 

Kap. 5: Allgemein 

Kap. 6: Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 

Außerordentlicher Plan 

Kap. A6: Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 
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Teil I: 


Kap 

TU, 

Kap. 

Tit 

Gegenstand 

Betrag 

für 

1961 

Betrag 

für 

1960 

1961 

1960 ' 


DM 

DM 


t 

3 

4 

5 



Ordentlicher Plan 





ERP-Sondervermögen 

— Allgemein — 



1 

\ 

I. Einnahme 



1 

1 

DM-Gegenwerteinzahlungen für Lieferungen und 
Dienstleistungen auf Grund des bilateralen Abkom- 
mens vom 15 Dezember 1949 



2 

2 

Erlöse aus der Abrechnung von Einfuhren vor Inkraft- 
treten des bilateralen Abkommens 

1 00 000 

100 000 

3 

3 

Entnahme aus dem Bestand des ERP-Sondervermögens 

(Mphraiifkornrnpn und nicht verwendete Mittel aus Vor- 
iafjren) 

61 812 000 

373 797 000 

4 

(neu) 

— 

Einnahmen aus Veröffentlichungen 

1 000 

— 

10 

10 

Zinsen aus Darlehen 

— 

2 810 000 

20 

20 

Vermischte Einnahmen 

5 000 

5 000 



Summe Einnahmen 

61 918 000 

37Ö 712 UÜO 

1 

1 

II. Ausgabe 



1 

1 

Für Aufwendungen der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika 

Auscjdben dürfen bis zur Höhe von 10 v H etwaiger 
Meh rpinnahinen bei Kap. 1 Tit 1 überschritten werdpn 

— 

5 000 

2 

2 

Kosten aus Anlaß der Einziehung von Forderungen, 
der Durchführung von Prüfungen sowie Gerichts- 
und ähnliche Kosten 

100 000 

150 000 

3 

3 

Kosten zur Durchführung von Untersuchungen, Erhe- 
bungen und Veröffentlichungen 

200 000 

200 000 

4 

4 

Transportkosten für karitative Sendungen 

— 

3 000 000 

5 

5 

Dankesspende 

325 000 

325 000 

10 

11 

10 

11 

Zinsen für Kredite 

Ankauf von Schuldurkunden des ERP-Sondervermögens 
Einnahnien fließen den Mitteln zu. 

— 

6 000 000 

20 

20 

Vermischte Ausgaben 

5 000 

5 000 



Summe Ausgaben 

630 000 

9 685 000 



Abschluß 





Einnahmen 

61 918 000 

376 712 000 



Ausgaben 

630 000 

9 685 (100 



Überschuß 

61 288 000 

367 027 UÜO 
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Binnenwirtschaft 


Erläuterungen 


6 


I. Einnahme 


Zu Tit.2 

Aus den Einfuhren bis Ende 1949 stehen dem ERP-Sonder- 
vermöqen noch Forderungen gegenüber privaten Einfüh- 
rern zu 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu TU. 3 

Veranschlagt sind Mittel, die in den vorhergehenden Rech- 
nungsjahren Bestandteile des ERP-Sondervermögens ge- 
worden sind, aber 

a) aus Mehreinnahmen (u a. aus vorzeitigen Tilgungen) 
stammen, für die ein Verwendungszweck noch nicht vor- 
gesehen war, 

b) durch llmprogrammicr ungen oder Entnahmen aus Fonds 
für andere Verwendungszwecke zur Verfügung stehen. 


Es sollen entnommen werden für: 


c) Kap. 3 — Berlin -- 58 812 000 DM 

d) Kap. 5 — Allgemein — 3 0üO()U() DVf 

61 812 000 DM 

Siehe Kontengruppe 0. 


Zu TU. 4 

Der Betrag ist geschätzt. 
Siehe Kontengruppe 8. 

Zu TU. 10 

Vgl. Kap. 5 Tit. 1. 

Zu Tit. 20 

Der Betrag ist geschätzt. 
Siehe Kontengruppe 8. 


II. Ausgabe 


Zu TU. 2 

Die Einziehung der aus der Zeit vor Inkrafttreten des bila- 
teralen Abkommens dem ERP-Sondervermögen zustehenden 
Forderungen konnte auch im Rechnungsjahr 1960 noch 
nicht zum Abschluß gelangen Mit der Einziehung der For- 
derungen ist die Deuische Wirtschaftsförderungs- und Treu- 
hand-GmbH., Frankfurt a. M., beauftragt. 

Die Mittel können auch zur Abdeckung von Kosten für die 
Einziehung von sonstigen in Absatz 1 nicht genannten For- 
derungen, insbesondere zur Rechtsverfolgung und Rechts- 
vertPidigiing. verwendet werden 

Ferner kann im Zusammenhang mit der Gewährung von 
Krediten und der nbernahme von Bürgschaften die Durch- 
führung von Prüfungen erforderlich werden. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 3 

Für die zweckmäßige und wirksame Verwendung der Mit- 
tel des ERP-Sondervermögens sind Untersuchungen, Er- 
hebungen und Veröffentlichungen erforderlich. 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 5 

Im Rahmen einer Dankesspende des deutschen Volkes für 
die von den Vereinigten Staaten von Amerika in der Nach- 
kriegszeit gewahrten Hilfeleistungen werden Reise- und 
Studienkosten amerikanischer Studierender in Deutschland 
sowie dabei entstehende sonstige Kosten (z. B. für Tagun- 
gen) übernommen. Hierfür sind bisher 1 550 000 DM bereit- 
gestellt worden 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 11 

Der Titel ist bestimmt für Ankäufe von Schuldtiteln des 
ERP-Sondervermögens, bei denen eine Wiederveräußerung 
in Betracht kommt (z. B. Kursptlegekäufe). Da im Rechnurujs- 
jahr 1961 mit solchen Ankäufen nicht gerechnet wird, ent- 
fällt Gin Ansatz 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 20 

Der Betrag ist geschätzt. 

Siehe Kontengruppe 8. 
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Teil I: 


Kap. 

Tit. 

1961 

Kap. 

Tit. 

1960 

2 

Gegenstand 

3 

Betrag 

für 

1961 

DM 

4 

Betrag 

für 

1960 

DM 

5 



ERP- Sonder vermögen 





— Bundesrepublik — 



2 

2 

1. Einnahme 



1 

1 

Erträge aus Beteiligungen 

120 000 

— 

2 

2 

Zinsen aus Darlehen, Bankguthaben, Wertpapieren, 





sonstigen Anlagen usw 

1 168 617 000 

i 

162 855 200 

3 

3 

Zinsen aus Darlehen, über deren Verwendung mit der 





ICA vertragliche Bindungen bestehen 

6 356 000 

5 430 000 

4 

4 

Tilgungen von Darlehen und sonstige Rückflüsse 

384 300 000 

394 160 000 

5 

5 

Tilgungen von Darlehen, über deren Verwendung mit 





der ICA vertragliche Bindungen bestehen 

44 590 000 

19 140 000 

6 

6 

Vergütungen für die Übernahme von Bürgschaften . . . 

120 000 

65 000 

7 

7 

Erlöse, Rückflüsse und Erträge aus Zuwendungen .... 

200 000 

200 000 

8 

8 

Vermischte Einnahmen 

5 000 

5 000 



Summe Einnahmen 

604 308 000 

581 855 200 
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Binnenwirtschaft 


Erläuterungen 


Zu Tit. 1 

a) Das ERP-Sondprvermögeii ist beteiligt 
an der Lastenausgleichsbank (Bank für 
Vertriebene und Geschädigte) 

mit 3 000 000 DM 

(Vgl. § 2 des Gesetzes über die Lasten- 
ausgleidisbank (Bank für Vertriebene 
und Geschädigte] vom 28. Oktober 1954 
[Bundesgesetzbl. 1 S. 293]) 

b) Mittelbar ist das ERP-Sondervermögen 


beteiligt 

aa) an der Weltbank 

mit 100 000 000 DM 

bb) an der Internationalen Finanz-Cor- 
poration 

mit 15 318 105 DM 


Im Rechnungsjahr 1961 wird mit einer Gewinnbeteiligung 
bei der Lastenausgleichsbank gerechnet. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu TIt. 2 

Veranschlagt sind Zinsen: 

a) von der Kreditanstalt für Wiederaufbau 155 000 000 DM 

b) von der Lastenausgleichsbank (Bank für 


Vertriebene und Geschädigte) 2 567 000 DM 

c) von der Finanzierungs-AG., Speyer ... 350 000 DM 

d) von der Berliner Indiistriebank AG. . . . 200 000 DM 

e) aus Bankguthaben, Wertpapieren, son- 
stigen Anlagen usw 5 500 000 DM 

f) Mehreinnahmen 5 000 000 DM 


168 617 000 DM 

Zu f) 

Erfahrungsgemäß fallen im Laufe des Rechnungsjahres 
Mehreinnahmen an. die mit 5 000 000 DM geschätzt sind. 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 3 

Veranschlagt sind Zinsen: 

a) von der Kreditanstalt für Wiederaufbau 6 000 000 DM 

b) von der Lastenausgleichsbank (Bank für 


Vertriebene und Geschädigte) 126 00^ DM 

c) von der Berliner Industriebank AG 230 000 DM 


6 356 000 DM 

Vgl. Vorwort, zweiter Teil Abschnitt A Nr. 11. 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 4 

Veranschlagt sind Tilgungen: 

a) durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau 353 000 000 DM 

b) durch die Lastenausgleichsbank (Bank 


für Vertriebene und Geschädigte) 14 500 000 DM 

c) durch die Finanzierungs-AG., Speyer .. 4 000 000 DM 

d) durch die Berliner Industriebank AG. .. 2 800 0"0 DM 

e) Mehreinnahmen 10 000 000 DM 


384 300 000 DM 

Zu e) 

Erfahrungsgemäß fallen durch vorzeitige Tilgungen und son- 
stige Rückflüsse Mehreinnahmen an, die mit 10 000 000 DM 
geschätzt sind. 

Siehe Kontengruppe 7. 

d^u Tit. 5 

Veranschlagt sind Tilgungen: 

a) durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau 40 500 000 DM 

b) durch die Lastenausgleichsbank (Bank 


für Vertriebene und Geschädigte) 2 090 000 DM 

c) durch die Berliner Industriebank AG. . . 2 000 000 DM 


44 590 000 DM 

Vgl. Vorwort, zweiter Teil Abschnitt A Nr. 11. 

Siehe Kontengruppe 7. 

Zu Tit. 6 

Für die Übernahme von Bürgschaften durch das ERP-Londer- 
vermögen wird grundsätzlich eine Vergütung erhoben. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 7 

über die gewährten Zuwendungen haben die Empfänger 
einen Verwendungsnachweis gemäß den Richtlinien vom 
29. April 1953 für Zuwendungen des Bundes an außerhalb 
der Bundesverwaltung stehende Stellen und für den Nach- 
weis der Verwendung der Mittel nach § 64 a Abs. 1 RHO 
(Ministerialblatt des Bundesministers der Finanzen S. 369) 
zu führen. Erlöse aus dem Verkauf unbrauchbar oder ent- 
behrlich gewordener Geräte, Ausstattungsgegenstände ii. dgl. 
sowie Reingewinne aus der Verwertung von Forschungs- 
ergebnissen (Lizenzgebühren usw.) sind an das ERP-Sonder- 
vermögen abzuführen. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 8 

Der Betrag ist geschätzt. 

Siehe Kontengruppe 8. 
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Kap. 

Til 

1961 

1 



Gegenstand 



Betrag 

für 

1960 

_ DM _ 

5 


( 2 ) 


( 2 ) 


II. Aufgabe 

In Abweichung von den ailgemoinen ERP-Kondi- 
tionen dürfen Finanzierungshilfen zu erleichterten Be- 
dingungen gewahrt werden, sofern nur durch derartige 
Bedingungen der Föiderungszweck erreicht werden 
kann 

Förderungsmaßnahmen für die Land-, Forst- und Fisch- 
wirtschaft 

Förderungsmaßnahmen für den Bergbau 

Förderungsmaßnahmen für die Energie- und Wasser- 
wirtschaft 

Bindungsermächtigung: 

Bis zur Höhe von 25 000 000 DM 

Förderungsmaßnahmen für die Eisen- und Stahl- sowie 
sonstige Grundstoffindustrie 

Förderungsmaßnahmen für die verarbeitende Industrie 
Ausgaben sind aus Mitteln des fit 8 zu decken 

Förderungsmaßnahmen für die Deutsche Bundesbahn 
und die Verkehrswirtschaft 


35 000 000 
40 000 000 

40 000 000 


38 350 000 
48 000 000 

100 000 000 


50 000 000 


188 000 000 
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Binnenwirtschaft 


Erläuterungen 


Zu Kap. 2 

Durch Inanspruchnahme von Bindungsermächtigungen sind 
gebunden bei 


Rechnungsjahr 


Tit. 

Zweckbestimmung 

19G1 

1 962 



in Millionen DM 

2 

Bergbau 

40 

25*) 

3 

Atomprogramm 


6 

Deutsche Bundesbahn 

25 


7 

Wohnungsbau 


30*) 

30 

Saarwirtschaft 

54 



119 55 


•) Im ERP-Wirtschaflsplan 1961 enthallcn 

Zu Tit. 1 

Veranschlagt sind: 

Kredite für 

a) Maßnahmen zur Umstellung der Betriebs- 


Organisation und Erzeugung 30 000 000 DM 

b) die Fischwirtschaft 5 ÜÜO 000 DM 


35 000 000 DM 


Zu a) 

In Fortführung der im Rechnungsjahr 1959 begonnenen 
Maßnahmen sollen die Mittel zur Erhöhung der Produktivi- 
tät insbesondere solcher bäuerlicher Familienbetriebe ver- 
wendet werden, deren Betriebsweise und Kapitalausstattiirig 
einer durchgreifenden Änderung oder Ergänzung ini An- 
schluß an bereits durchgeführle allgemein st ruKturverbes- 
sernde Maßnahmen bedarf (z. B. zur Beschaffung von leben- 
dem und totem Inventar). Voraussetzung ist hierbei, daß 
sich diese Betriebe der landwirtschaftlichen Wirtschatis- 
beratung unterstellen. 

Zu b) 

Der veranschlagte Betrag dient in Fortführung des im Rech- 
niingsiahr 1958 aus Mitteln des ERP-Sonderverniöge'is 
begonnenen Investitionsprogramms zur Modernisierung und 
Rationalisierung der deutschen Fischdamptertlotte Neubau 
Von kombinierten Fang- und Fabrikschiffen, Neu- und 
Umbau von Loggern und Kuttern, Umbau von Fisch- 
dainptern). 

Siehe Kontengruppe 3. 

Zu TU. 2 

Die Entwicklung des Energiemarktes zwingt den Stein- 
kohlenbergbau zur Durchführung von Rationalisierurnjs- 
investitionen, um seine Wettbewerbsfähigkeit zu erhaltJ'n. 
Da die hierfür erforderlichen langfristigen Mittel bei cJf’r 
unbefriedigenden Ertragslage des Steinkohlentcrgbaues 
nicht in vollem Umfange aut dem Kapitalmarkt beschafft 
werden können, wird vom ERP-Sondervermögen ein Beitrag 


in Höhe von 88 000 000 DM zur Durchführung dieser Maß- 
nahmen geleistet. Bei Durchführung der Investitionen sind 
Aufträge nach Berlin in Höhe von 80 000 000 DM zu ver- 
geben. 

Im Rechnungsjahr 19C0 wurden bereits 48 000 000 DM zur 
Verfügung gestellt und der Restbetrag von 40 000 000 DM 
für das Rechnungsjahr 1961 zugesagt. 

Siehe Kontengruppe 3, 

Zu TU. 3 

Die veranschlagten Kredite dienen zur Intensivierung vor- 
dringlicher Maßnahmen in Schwerpunkten zum Schutze der 
Gevs^^ässcr gegen Verunreinigung. Von den insgesamt ver- 
anschlagten 40 000 000 DM sollen bis zu 10 000 000 DM 
außerhalb der Schwerpunkte verwendet werden. Weitere 
10 000 000 DM sind bei Kap. 4 Tit. 2 vorgesehen. 

Bindungsermächtigung: 

Um die Bereitstellung von Krediten zur Förderung des 
Baues in Aussicht genommener Kernkraftwerke zu ermög- 
lichen, ist eine Bindungsermächtigung auf das Zins- und 
Tilgungsaufkommen des Rechnungsjahres 1962 erforderlidi. 

Siehe Kontengruppe 3. 

Zu Tit. 5 

Für Vorhaben der mittleren verarbeitenden Industrie stehen 
Mittel bei Kap. 2 Til 8 zur Verfügung. 

Siehe Kontengruppe 3. 


Zu Til. 6 

Veranschlagt sind: 

Kredite für 

a) die Deutsche Bundesbahn 45 000 000 DM 

b) die Seehafenbetriebe 5 000 000 DM 

50 000 000 DM 

Zu a) 

Vorgesehen sind: 


aa) zui Finanzierung des mehrjährigen 
3. Rationalisierungsprogramms (Rationa- 


lisierung der Zugförderung und des 
Sicherungswesens, insbesondere an 
Bahnübergängen) 20 000 000 DM 

bb) für die anteilige Finanzierung von Auf- 
trägen nach Berlin 25 000 000 DM 

(Der Betrag is* aut Grund der im ERP- 


Wirtschaftsplan 1960 bei Kap. 2 Tit. 6 
enthaltenen Bindungserrnächtigung be- 
bereits zugesagt worden.) 

45 000 000 DM 

Weitere 20 000 000 DM sind für die anteilige Finanzierung 
von Aufträgen nach Berlin bei Kap. 3 Tit. 5 a veranschlagt. 

Zu b) 

Der veranschlagte Betrag dient zur Finanzierung eines sich 
über mehrere .Jahre erstreckenden Programms zum Ausbau 
und zur Rationalisierung der Seehafenbetriebe, damit diese 
sich der intc^rnationalen Wettbewerbslage anpassen können. 

Siehe Kontengruppe 3 
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Betrag 

für 

1960 

DM 

5 


( 2 ) 


( 2 ) 


7 


8 


7 


8 


Förderungsmaßnahmen für den Wohnungsbau 

Bindungsermächtigung: 

Bis zur Höhe von 30 000 000 DM 

Förderungsmaßnahmen für die sonstige gewerbliche 
Wirtschaft 

Aus diesen Mitteln können Ausgaben bei Tit. 5 bis zur 
Höhe von 115 000 000 DM gedeckt werden. 

Die für die gewerbliche Wirtschaft der Vertriebenen, 
Flüchtlinge und Knegssachgeschädigten veranschlagten 
Mittel dürfen bis zur Verausgabung für den vorgesehe- 
nen Verwendungszweck als Liquiditätshilfen für die 
Gewährung von Betriebsmittelkrediten zugunsten von 
Vertriebenen, Flüchtlingen und Kriegssachgeschädigten 
eingesetzt werden. 

Die für die Kreditgarantiegemeinschaften der mittel- 
ständischen gewerblichen Wirtschaft veranschlagten Mit- 
tel dürfen bis zur Verausgabung für den vorgesehenen 
Verwendungszweck den Bundeskreditgarantiegemein- 
schaften überlassen werden. 


650 000 


153 400 000 


5 700 000 


162 550 000 


9 


9 


Förderungsmaßnahmen für die Forschung 


1 700 000 


7 200 000 


10 


10 


Maßnahmen zur Förderung des Erfahrungsaustausches 


3 000 000 
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Zu Til. 7 

Der Kieditanbtält für Wiederaufbau ist im Rechnungsjahr 
1950 zugesagt worden, daß zur Deckung der Tilgungsraten 
ihrer 3b2prozentigen Wohnungsbauanleihe von 1949 bis zu 
7 000 000 DM aus dom ERP-Sondervermögen in Jahresraten 
zur Verfügung gesrellt werden, um damit eine Verlänge- 
rung der Laufzeit der aus den Anleihcmitteln gewährlen 
Wohnungsbaukredite auf 38 Jahre zu ermöglichen. Bis zum 
Rechnungsjahr 1959 wurden hierauf 3 091 Ö00 DM gezahlt. 

B i n d u n g s e r m ä c h t i g u n g 

In den Rechnungsjahren 1958 und 1959 wurden im Rahmen 
des Mittelstandsprogramms je 30 000 000 DM zur Finanzie- 
rung von Modernisierungsmaßnahmen in Wohngebäuden 
zur Verfügung gestellt. Das Programm soll im Winterhalb- 
jahr 1961 62 fortgeführt werden. Es ist dcüier erforderlich, 
im Rechnungsjahr 1961 vertragliche Bindungen auf das Zins- 
und Tilgungsaufkommen des Rechnungsjahres 1962 einzii- 
gehen. 

Siche Konteiigruppe 3. 


Zu Til. 8 

Veranschlagt sind: 
Kredite für 


du) an Unternehmen der mittleren verarbeitenden Industrie 
für Umstellungs- und damit zusammenhängende Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen im Zuge der Anpassung an den 
internationalen Wettbewerb. 


Zu b) 

Vorgesehen sind: 

aa) für die Gewährung von Krediten zur 
Finanzierung von Rationalisierungs-, 
Modernisierungs- und Umstellungsmaß- 
nahmen sowie zum Auf- und Ausbau 
kleinerer und mittlerer Unternehmen 
solcher Vertriebenen, Sowjetzonen- 
flüchtlinge, Kriegssachgeschädigten und 
Evakuierten, die infolge der erlittenen 
Kriegs- und Kriegsfolgeschäden noch 
der Zuführung von Krediten aus öffent- 
lichen Mitteln zu erleichterten Zins-, 

Tilgungs- und Sicherungsbedingungen 

bedürfen 35 000 000 DM 

bb) für die Gewährung von Krediten an 
nichtdeutsche Flüchtlinge und Ver- 
schleppte zum Aufbau von selbständi- 
gen Existenzen 2 000 000 DM 

37 000 000 DM 

Zu c) 


a) die mittelständische gewerbliche Wirt- 
schaft ' 115 000 000 DM 

b) die gewerbliche Wirtschaft der Ver- 

triebenen, Flüchtlinge und Kriegssach- 
geschädigten 37 000 000 DM 

c) die Kreditgarantiegemeinschaften der 

mittelständischen gewerblichen Wirt- 
schaft 1 000 000 DM 


Zuschüsse für 

d) die Absatzförderung saarländischer 

Erzeugnisse 400 000 DM 


153 400 000 DM 

Zu a) 

Zur Fortführung der Mittelstandsförderung zugunsten des 
Handwerks, des Handels, des Kleingewerbes und des Be- 
herbergungsgewerbes sowie der mittleren verarbeitenden 
Industrie sollen weitere Kredite für folgende Zwecke bereit- 
gestellt werden: 

aa) In Zonenrand- und Sanierungsgebieten sowie in zentra- 
len Orten — vgl. Bundesanzeiger Nr. 201 vom 20. Okto- 
ber 1959 — für den Auf- und Ausbau, die Rationalisie- 
rung und Modernisierung der Betriebe 

bb) im Saarland für Rationalisierungs- und Modernisierungs- 
maßnahinen (Ubergangsprogramm zum Abschluß der 
ERP-Sonderhilfe von 360 000 000 DM) 

cc) zur Gründung selbständiger Existenzen durch Nach- 
wuchskräfte sowie zur Errichtung von Betrieben in 
neuen Wohnsiedlungen und neu geordneten Stadtkernen 


Aus den veranschlagten Mitteln sollen Kredite zur Bildung 
von Haftungsfonds für noch zu gründende Kreditgaranlie» 
gemeinschaften oder zur Erhöhung von Haftungsfonds be- 
reits bestehender Kreditgarantiegemeinschaften der mittel- 
ständischen gewerblidien Wirtschaft gewährt werden. 

Die durch die vorzeitige Bereitstellung der Mittel erzielten 
Zinseinnahmen haben die Bundeskreditgarantiegemeinschaf- 
ten zur Deckung ihrer Anlautkosten zu verwenden. 

Zu d) 

Für die Förderung des Absatzes saarländischer Erzeugnisse 
in das Bundesgebiet und in das Ausland sind 3 000 000 DM 
vorgesehen. Bisher wurden 2 600 000 DM zur Verfügung 
gestellt. 

Siehe Kontengruppen 3 und 8. 

Zu Tit. 9 

1 500 000 DM sind vorgesehen zur Finanzierung, namentlich 
zur Weiterfinanzierung von Forschungsvorhaben aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft, deren 
Ergebnisse Erkenntnisse erwarten lassen, die als Ausgangs- 
punkt für die technische oder wirtschaftliche Entwicklung 
geeignet sind. Iin Rahmen des Restbetrages von 200 000 DM 
werden den Fachressorts Mittel zur Finanzierung neuer For- 
schungsvorhaben in der Höhe der Einnahmen, die aus dem 
Verkauf unbrauchbar oder entbehrlich gewordener Geräte 
usw. angefallen sind, zur Verfügung gestellt. (Vgl, Kap. 2 
Tit. 7 der Einnahme.) 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 10 

Vgl. Kap. 6 Tit. 1 1 . 
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Betrag 

für 

1961 

Betrag 

für 

1960 

IDßl 

1960 


D.M 

DM 


i 

3 

4 

5 

(2) 

(2) 




11 

11 

Maßnahmen zur Förderung der Produktivität 

5 000 000 

5 271 GOO 

12 

12 

Maßnahmen zur Förderung des technischen Nach- 
wuchses 

— 

10 000 000 

13 

13 

Maßnahmen zur Förderung der wirtschaftlichen Be- 
ziehungen mit dem Auslande 





a) Förderung von Ausfuhrgeschäften 

— 

175 100 000 



b) Förderung von Investitionen und Niederlassun- 
gen im Ausland 

— 

5 000 000 

22 

22 

Inanspruchnahme aus Gewährleistungs- und Bürg- 
schaftsverträgen 

1 000 000 

1 000 000 

26 

26 

Kosten für die Bearbeitung von Bürgschaften 

10 000 

10 000 

30 

30 

Wirtschaftliche Förderungsmaßnahmen aller Art 

114 019 000 

159 879 600 



Die Mittel des Titels sind mit denen der Titel 1 bis 11 
derkunqsfähig. 



40 

40 

Vermischte Ausgaben 

5 000 

5 000 



Summe Ausgaben 

440 784 000 

909 066 200 



Abschluß 





Einnahmen 

604 308 000 

581 855 200 



Ausgaben 

440 784 000 

909 066 200 



Überschuß/Zuschuß 

163 524 000 

327 211 000 
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Zn Til. 11 

Die Zuschüsse sind vorgesehen: 

a) für die Finanzierung des Rationalisie- 

rungskuratoriums der deutschen Wirt- 
schaft 3 800 000 DM 

b) für die Finanzierung von Einzelprojek- 

ten von allgemein wirtschaftlicher und 
überbetrieblicher Bedeutung 1 200 000 DM 

5 000 000 DM 

Zu a) und b) 

Wie in den vergangenen Rechnungsjahren dienen die Mittel 
zur Förderung der Produktivitätssteigerung im wesentlichen 
der mittelständischen Wirtschaft 

Die veranschlagten Mittel sollen u. a. für folgende Schwer- 
punklmaßnahmen eingesetzt werden: 

aa) Schulung und Fortbildung auf dem Gebiet der Betriebs- 
führung, insbesondere der mittleren und unteren be- 
trieblichen Führungskräfte, 

bb) Förderung des Betriebsberatungswesens und der Be- 
triebsberaterausbildung, 

cc) produktivitätsfördernde beispielhafte Untersuchungen 
in verschiedenen konsumnahen Branchen und Fach- 
zweigen, 

dd) Maßnahmen zur Verbreitung des Produktivitätsgedan- 
kens durch Kurse. Publizistik usw., 

ee) sonstige fachliche Produktivitätsmaßnahmen in Handel, 
Handwerk und Industrie. 

Die vorgesehenen Maßnahmen werden vom Rationalisie- 
rungskuratorium der deutschen Wirtschaft in enger Zu- 
sammenarbeit mit den maßgeblichen Kreisen der Wirtschaft 
sowie den entsprechenden Organisationen und Einrichtun- 
gen auf dem Gebiet der Rationalisierung durchgeführt. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu TU. 13 

Vgl. Kap. 6 Tit. 1—3. 

Zu Tit. 22 

Nach 

1. § 2 des Dritten Gesetzes über die Übernahme von Sicher- 
heitsleistungen und Gewährleistungen zur Förderung der 
deutschen Wirtschaft vom 6. Dezember 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 365) und 

2. dem Gesetz zur Ergänzung des Dritten Gesetzes über die 
Übernahme von Sicherheitsleistungen und Gewährleistun- 
gen zur Förderung der deutschen Wirtschaft (2. ERP- 
BürgschG) vom 17, Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 517) 

dürfen Sicherheitsleistungen, Gewährleistungen und Bürg- 
schaften bis zum Gesamtbeträge von 400 000 000 DM nach 


Maßgabe des § 2 des ERP-Verwaltungsgesetzes zu Lasten 
des ERP-Sondervermögens übernommen werden. Die ver- 
anschlagten Mittel sind zur Deckung etwaiger Inanspruch- 
nahmen des ERP-Sondervermögens aus solchen Verträgen 
vorgesehen (vgl. auch Kap. 3 Tit. 22 der Ausgabe). 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 26 

Auf Grund der in den Erläuterungen zu Kap. 2 Tit. 22 auf- 
geführten Gesetze haben die Hauptleihinstitute im Aufträge 
und für Rechnung des ERP-SondervermÖgens Bürgschaften 
übernommen. 

Die Zahlung einer Bearbeitungsgebühr an die Hauptleih- 
inslitute ist dann erforderlich, wenn das ERP-Sonderver- 
mögen aus seiner Bürgschaft in Anspruch genommen wird 
und den Hauptleihinstituten die Weiterverfolgung der auf 
das ERP-Sondervermögen übergegangenen Forderungen 
übertragen worden ist. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 30 

Für die Finanzierung notwendiger Investitionen in saarlän- 
dischen Unternehmen sowie zur anteiligen Finanzierung 
von Aufträgen an saarländische Unternehmen sind 
360 000 000 DM als Kredite rechtsverbindlich zugesagt 
worden. 

In den Rechnungsjahren 1957 bis 1960 wurden Zusagen in 
Höhe von 306 000 000 DM erfüllt. 

Von dem veranschlagten Betrage von 114 019 000 DM ent- 
fallen auf 

aa) die weitere Erfüllung der Verpflichtun- 
gen gegenüber der saarländischen 
Wirtschaft 54 000 000 DM 

bb) die Finanzierung von Aufträgen an 

Berliner Unternehmen 15 000 000 DM 

Weiter sind Mittel veranschlagt, die der Mitverfügung der 
ICA-Mission unterliegen oder infolge Umprogrammierungen 
bei anderen als ursprünglich vorgesehenen Titeln veraus- 
gabt werden müssen. Aus diesen Mitteln können in Aus- 
nahmefällen im Rahmen des § 5 Abs. 2 ERPVerwGes auch 
verlorene Zuschüsse gewährt werden. 

Eine Aufteilung des Betrages von 114 019 000 DM auf die 
einzelnen Wirtschaftsbereiche ist erst nach Festlegung der 
Verwendungszwecke möglich. 

Siehe Kontengruppen 2, 3 und 8. 

Zu Tit. 40 

Der Betrag ist geschätzt. 

Siehe Kontengruppe 8. 
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1961 1960 

1 2 3 

ERP-Sondervermögen 

— Berlin — 


3 3 I. Einnahme 

1 1 Erträge aus Beteiligungen 

2 2 Zinsen aus Darlehen, Bankguthaben, Wertpapieren 




sonstigen Anlagen usw 

41 717 000 

48 383 600 

3 

3 

Zinsen aus Darlehen, über deren Verwendung mit der 
ICA vertragliche Bindungen bestehen 

10 368 000 

1 1 1 33 300 

4 

4 

Tilgungen von Darlehen und sonstige Rückflüsse 

176 048 000 

171 728 000 

5 

5 

Tilgungen von Darlehen, über deren Verwendung mit 
der ICA vertragliche Bindungen bestehen 

41 049 000 

44 592 700 

6 

6 

Ablösungen, Erträge und sonstige Einnahmen aus der 
Eigenkapitalfinanzierung 

7 000 000 

4 000 000 

7 

7 

Vergütungen lür die Übernahme von Bürgschaften . . . 

15 000 

10 000 

8 

8 

Zinsen aus der Anlage des Bürgschaftssicherungsfonds 

— 

800 000 

9 

9 

Erlöse, Rückflüsse und Erträge aus Zuwendungen .... 

50 000 

50 000 

10 

10 

Vermischte Einnahmen 

5 000 

5 000 



Summe Einnahmen 

276 252 000 

280 702 600 
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Zu Tit. 1 

Dds ERP-Sundervermögen ist an der Berliner Industrie- 
bank AG. mit 5 000 Ot)U DM beteiligt Im laufenden Rech- 
nungsjahr werden voraussichtlidi dem ERP-Sonderver- 
mögen keine Gewinne zufließen 

Wegen der Erträge aus Beteiligungen im Rahmen des 
Eigenkapitalfinanzierungsprogramms vgl. Tit. 6 der Ein- 
nahme. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 2 

Veranschlagt sind Zinsen: 

a) von der Berliner Industriebank AG. ... 23 300 000 DM 


b) von der Lastenausgleichsbank (Bank für 

Vertriebene und Geschädigte) 50 000 DM 

c) von der Kreditanstalt für Wiederaufbau 394 000 DM 

d) vom Land Berlin 1 500 000 DM 

e) von der Deutschen Bundesbahn 3 512 000 DM 

f) von der Deutschen Bundespost 3 561 000 DM 

g) aus Bankguthaben, Wertpapieren, son- 
stigen Anlagen usw 4 400 000 DM 

h) Mehreinnahmen 5 000 OCO DM 


41 717 000 DM 

Zu h) 

Ertdhrungsgemäß fallen im Laufe des Rechnungsjahres 
Mehreinnahmen an, die mit 5 000 000 DM geschätzt sind. 
Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 3 

Veranschlagt sind Zinsen: 

a) von der Berliner Industriebank AG. ... 9 500 000 DM 

b) vom Land Berlin 747 000 DM 

c) von der Deutschen Bundesbahn 121 000 DM 


10 368 000 DM 

Vgl. Vorwort, zweiter Teil Abschnitt A Nr. II. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 4 

Veranschlagt sind Tilgungen: 

a) durch die Berliner Industriebank AG. . , 

b) durch die Lastenausgleichsbank (Bank 

für Vertriebene und Geschädigte) 

c) durch die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau 

d) durch das Land Berlin 

e) durch die Deutsche Bundesbahn 

f) durch die Deutsche Bundespost 

g) Mehreinnahmen 


Zu g) 

Erfahrungsgemäß fallen im Laufe des Rechnungsjahres 
Mehreinnahmen an, die mit 5 000 000 DM geschätzt sind. 

Siehe Kontengruppe 7. 

Zu Tit. 5 

Veranschlagt sind Tilgungen: 

a) durch die Berliner Industriebank AG. . . 39 400 000 DM 

b) durch die Lastenausgleichsbank (Bank 


für Vertriebene und Geschädigte) 100 000 DM 

c) durch die Deutsche Bundesbahn 200 000 DM 

d) durch das Land Berlin 1 349 000 DM 


41 049 000 DM 

Vgl. Vorwort, zweiter Teil Abschnitt A Nr. II. 

Siehe Kontengruppe 7. 


Zu Tit. 6 

Nach einer Vereinbarung mit der MSA-Sondermission vom 
15. /19. Juni 1953 sind die aus dem Programm „Eigenkapital- 
finanzierung" anfallenden Einnahmen dem gleichen Ver- 
wendungszweck wieder zuzuführen (vgl Kap. 3 Tit. 20 a der 
Ausgabe). Aus diesem Grunde sind diese Einnahmen geson- 
dert veranschlagt. 

Siehe Kontengruppen 7 und 8. 

Zu Tit. 7 

Für die Übernahme von Bürgschaften durch das ERP-Son- 
dervermögen wird grundsätzlich eine Vergütung erhoben. 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 9 

über die gewährten Zuwendungen haben die Empfänger 
einen Verwendungsnachweis gemäß den Richtlinien vom 
29. April 1953 für Zuwendungen des Bundes an außerhalb 
der Bundesverwaltung stehende Stellen und für den Nach- 
weis der Verwendung der Mittel nach § 64 a Abs. 1 RHO 
(Ministerialblatt des Bundesministers der Finanzen S. 369) 
zu führen. Erlöse aus dem Verkauf unbrauchbar oder ent- 
behrlich gewordener Geräte. Ausstattungsgegenstände 
u. dgl. sowie Reingewinne aus der Verwertung von For- 
schungsergebnissen (Lizenzgebühren usw.) sind an das ERP- 
Sondervermögen abzuführen. 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 10 

Der Betrag ist geschätzt. 
Siehe Kontengruppe 8. 


141 300 000 DM 

80 000 DM 

500 000 DM 
1 500 000 DM 
15 536 000 DM 
12 132 000 DM 
5 000 000 DM 

176 048 000 DM 


4 
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1 


Kap. 

Tit 

1960 

2 


Gegenstand 


Betrag 

für 

1961 

_J)M_ 

4 


Betrag 

für 

1960 

DM 

5 


(3) 


(3) 


II. Ausgabe 


In Anbetracht der besonderen politischen Lage Ber- 
lins können im Rahmen der veranschlagten Mittel 
Finanzierungshilfen gewährt oder Beteiligungen über- 
nommen werden, bei denen die üblichen bankmäßigen 
und betriebswirtschaftlichen Voraussetzungen nicht 
oder nicht in vollem Umfange vorliegen, die jedoch im 
Hinblick auf die politische Zielsetzung der Berlinhilfe 
gerechtfertigt erscheinen. 


In Abweichung von den allgemeinen ERP-Kondi- 
tionen können Kredite sowie Beteiligungen und son- 
stige Finanzierungshilfen zu erleichterten Bedingun- 
gen gewährt werden, sofern nur durch derartige Be- 
dingungen der Förderungszweck erreicht werden kann. 


1 


Die mi; der Berlinhilfe verbundenen Auflagen der 
amerikanischen Regierung sind hierbei zu berücksich- 
tigen. 

Zur Förderung der Berliner Wirtschaft durch Gewäh- 
rung von Investitions- und Betriebsmittelkrediten 
sowie durch sonstige Kreditmaßnahmen 

Die Mittel sind mit denen der Titel 2 und 3 deckungs- 
fähig. Ersparnisse bei Titel I können zur Verstärkung 
der bei Kap. 3 Tit. 4 und 5 veranschlagten Mittel ver- 
wendet werden. 

Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 40 000 000 DM 


149 849 000 


182 853 600 


2 


2 


Für Arbeitsbeschaffungs- und Wiederaufbaumaßnahmen 

Die Mittel sind mit denen der Titel 1 und 3 deckungs- 
fähig. 

Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 5 000 000 DM 


30 250 000 


30 200 000 
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Binnenwirtsdiaft 


Erläuterungen 


Zu Knp. 3 


Durdi Inanspruchnahme von Bindunqseimäditigungen sind 
bzw. werden gebunden bei 




Redinunqstahr 

Tit 

Zweckhpstimmunq 

1961 

1962 

1963 

1964 




ln Millionen DM 


1 

Investitionskredite 

40 

40*) 



2 

Krankenhausnc'ubau 

5,5 

5,5 

5,5 

5,5 


Gewerblidie, kulturelle 
und soziale Bauten 


5.0*) 



3 

W(diniingsbciu 


10*) 



5a 

Auftragsfinanzicrungon 

60 

60*) 




105,5 

120,5 

5,5 

5.5 


•> Im CRP- Wirtsthallsplan 1961 enlluillcn 

Die hoi den einzelnen Titeln ausqcbrachle Deckungsfähig- 
keit ist erforderlich, um zwcck(?ntspr€?dionde Verwendung*' n 
der Mittel sowie etwa notwendig werdende Uniprograinmie- 
riingen nach den jcnveiligen Bedüifnisrsen zu ermöglichen 
und den mit einer gi?schenkweisen Wirtschaftshilfe verbun- 
denen Auflagen der amerikanischen Regierung zu ent- 
sprechen. 

Zu Tit. 1 

Die Berliner Wirtschaft hat weiterhin einen erheblichen Be- 
dirl dii Investitions- und Betriehsinillelkrediten, der noch 
nicht ans Kapitdlindiktinilleln gedockt werden kann. Die an 
Kieiri-, Mittel- und Großbetriebe zu gc^Wciluenclen Kredite 
s.i:i»';i zur E'rwrucriiiig und Rationalisu^rung der Produk- 
tion. der Siclierunq von Arbeitsplätzen sowie der Absetz- 
föidorung d:eru?n 

Die besondere Lage der Berliner Wirlsrhafl erfordert, cidß 
Krc’dito zu erhüdiierten Bedingungen gewährt werden, bei 
diMien Verzinsung und Tilguruien von dem Gewinn der ein- 
zelium Utiternf'hinen abh<ingig sind und auf eine barik- 
m.ißigp Sicherheit ganz oder teilweise verzirhtc't weidm 
kann. Hierzu gehören auch Vereinbarungen über Rangrück- 
tntt.' di*i Fordi'i uiuien de» FRP-Sondervormöqens hinter Por- 
derunqen sonstiger Gläubiger. 

In Sonderfällen können auch im Rahmen des § 5 Abs. 2 
ERP- V'erwGes. Zuschüsse gewährt werden. 

Bindungsermächtigung: 

Die Maßnahmen zur Förderung der Berliner Wirtschaft sol- 
len auch im Rochnungsjahr 1%2 fortgeführt werden. Um 
bereits im Rechnungsjahr 1961 die Inangriffnahme von 
Projekten zu ermögüchf n, für die erst iiii It>’(hniingsit;hr 
1962 Mittel zur Verfügung zu stehen brauchen, ist eine 
Ennachtigunq zum Eingehen vertraglicher Bindungen bis 
zur Höhe von 40 000 000 DM erforderlich. 

Siehe Kontenqruppcn 2 und 3. 

Zu Tit. 2 

Im Rahmen dcjs Wioclcraufbauprogramms sind veranschlagt: 
Kredite für 

a) den Wiederaufbau und Neubau gewerb- 
licher, kultureller und sozialer Bauten 10 000 000 DM 


Zuschüsse für 

b) die Schaffung von Grünanlagen und 

Forsten 500 000 DM 

c) die Beschäftigung von Angestellten ... 14 250 000DM 

d) den Neubau eines Krankenhauses in 

Berlin-Steglitz 5 500 000 DM 


30 250 000 DM 

Zu a) 

Die bisher zur anteiligen Finanzierung des Wiederaufbaues 
und des Neubaues von gewerbliche?!!, kulturellen und sozia- 
len Bauten zur Vc^rfügiing gestellten Mittel haben zur 
Schaffung von Dauerarbeitsplälzen, insbcsondc’re für Aiigc»- 
stelltc, geführt. 

Zu b) 

Die Notwendigkeit der Schaffung weiterer Grün- und Forst- 
flachen zur Erholung für die Bevölkerung, inshesondere tür 
Kinder und Jugendliche, ergibt sich aus d(?r Ijis(dIcKio 
Berlins. 

Bei der Durchführung dieses Programms sollen überwiegend 
arbeitslose Frauen beschäftigt werden, die bisher in der 
Wirtschaft keine Arbeitsrnöglichkeit ciefunden haben. 

Zu c) 

Trotz der Abnahme der Gesamtarbeitslosigkeit ist der An- 
teil der arbeitslo.sen Angestellten immcjr noch verlialtnis- 
maßig hoch. Im Rahmen eines Anfjostelltennotprograiums 
soll den längerfristigen arbeitslosem älteren Aruie^lellteii 
vorübergehend Bosdiäftigiing gegeben werden. 

Aus den vc?riin.sciilagtc?n Mitteln sollen leriu^r Eiuaibe.üniigs- 
ziisriuissc au Berliner Unternehmen für joden mm cinge- 
stelUcui, bisher arbeit.sloscn ältori-n Ap.gist*.?liU‘ii gezahlt 
wt^rclcn. 

Zu d) 

Die Regierung ch'r Vereinigten Sl.infen von Amenka hat 
sich bereit erklärt, den Neubau eines mod**inen Ivraiiki n- 
hauses in Berlin-Sleglilz anteilig zu finanzieren. Das Kran- 
kenhaus wird al.s Klinikum der medizinisdien Fakultät der 
Freuen Universität Berlin dienen. Nc?bc*u dom Krankenliaus 
mit einer Anzahl von 1200 Betten werden wissenschaftliche 
Institute’ und Schweslernunterkünfte errichet. Der erste Bau- 
abschnitt wird aus amerikaniselitui Spenden sowie aus Mit- 
teln des Berliner Haushalts fiiiariziciu. Zu den Kosten des 
zweiten Bauabschnitts, die sich zwischen 75 000 000 DM bis 
80 000 000 DM bewegen, soll aus Mitteln des ERP-Soridtr- 
vermögens ein Zuschuß in Höhe von 22 000 000 DM zur 
Verfügung gestellt werden. Dieser Betrag ist bereits im 
Rec.aiu;iifj-;|ai!r lOßO au! ' •’ ipui t ler B:ii*;itiif!M'rfiiaT 'iiig aig 
zuqesagt worden. Die Auszahlung ist für die Rechnungs- 
jahre 1961 bis 1964 in Aussicht genommen. 

Bindungsermächtigung: 

Zur kontinuierlichen Fortsetzung des Programms zum Wie- 
deraufbau und Neubau gewerblicher, kultureller und sozia- 
ler Bauten ist es erforderlich, im Rechnungsjahre 1961 ver- 
tragliche Bindungen auf das Zins- und Tilgungsauf kommen 
des Rechnuiigsjciii.fs 1962 eiuzugelien 

Siehe Kontengruppen 2, 3 und 8. 
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Betrag 

Betrag 

Kap. 

Kap. 


für 

für 

Tit. 

Tit. 

Gegenstand 

1961 

1960 

1961 

1960 


DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 


(3) 


(3) 


3 


4 


3 Sonstige wirtschaftliche Förderungsmaßnahmen 

Bindungsermächtigung: Bis zur Höhe von 10 000 000 DM 

Die Mittel sind mit denen der Titel 1 und 2 deckungs- 
fähig. 

4 Maßnahmen zur Förderung der Forschung und wirt- 

schaftlich bedeutender kultureller Einrichtungen .... 


5 


5 


6 

(neu) 


Maßnahmen zur Förderung des Absatzes Berliner Er- 
zeugnisse 

a) für Auftragsfinanzierungen 

Bindurigsermächtigung; Bis zur Höhe von 60 000 000 DM 

b) für Liguiditätshilfen 

Einnahmen fließen den Mitteln zu. 

c) für Auslandsniederlassungen 

Erhöhung der Beteiligung an der Berliner Industrie- 
bank AG 


200 000 


3 550 000 


60 000 000 
50 000 000 


28 000 000 


5 300 000 


4 050 000 


30 000 000 
25 000 000 

5 000 000 
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Binnenwirtschaft 


Erläuterungen 


Zu Tit. 3 

Zur Hebung des Berliner Fremdenverkehrs sollen Zusdiüsse 
für wirtschaftlich oder wissenschaftlich bedeutsame Ver- 
anstaltungen gewährt werden. 

Bindungsermächtigung; 

Zur Finanzierung von Modcrnisicrungsmaßnahmen in 
Wolmgebäuden sind bisher 17 000 000 DM zur Verfügung 
gestellt worden. Das Programm soll im Winterhalbjahr 
1961 '62 fortgeführt werden. Fs ist daher erforderlich, im 
Rechnungsjahr 1961 vertrag! ichn Bindungen auf das Zins- 
ufid Tilyiing'^aiifkoninien des Rechnungsjahres 1962 einzu- 
gehen. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 4 

Veranschlagt sind: 

Kr('dit für 

a) die Versuihsaijstalt für Wasserbau und 

Schiffbau 1 500 000 DM 

Ziif.iliüsse für 

b) die Fürscliiing 2 050 OuU DM 

3 550 000 DM 

Zu u) 

Zur Erneuerung und zum Ausbau der vorhandenen Anlagen 
werden 1 900 ÜÜO DM benötigt. 1 500 000 DM sollen im Rech- 
nnngsiahr 1931 und der Reslbctrag von 400 000 DM irn 
Kt’chiuiiujsjcih.r 1962 zur \'(‘!!ügung gi^slcllt werden. 

Zu b) 

Die veranscliijtjleii Zuschüsse sind für die Finanzierung von 
1 uisehuugsv orhabc-n voigosclicn. In Ausnahmefällen können 
die Mittel auch zur weilcren Ausstattung der Berliner 
Inslüute verwendet werden. 

Projekte, die sich über mehrere Jahre erstrecken, sollen iin 
laiifondtMi Rc'clinung.sjalir anfinanziert werden. Die Weiter- 
finjnzierung ist in den späteren Rechnungsjahren in Aus- 
siclil genommen. 

Siehe Konlerigruppen 3 und 8. 


Zu Tit. 5 
Zu Untertitel a) 

Veranschlagt sind: 

Kredite für 

aa) die Deutsche Bundesbahn 20 000 000 DM 

bb) die Deutsche Bundespost 40 000 000 DM 


60 000 000 DM 


Zu aa) 

Der Betrag ergänzt den bei Kap. 2 Tit. 6 veranschlagten Kre- 
dit von 25 000 000 DM. 

Zu bb) 

Die Mittel dienen zur anteiligen Finanzierung eines Auf- 
tragsprogramms zugunsten der Berliner Wirtschaft in Höhe 
von 275000000 DM. 

Zu da) und bb) 

Die Beträge sind im Rechnung.sjalir 1960 auf Grund luüu^r 
Bindungscrmächligung zugesagt worden. 

Bindungscrmächtigung; 

Um der Berliner Wirtschaft die Hcreinnahmc weiterer Auf- 
träge zu ermöglichen, ist cs notwendig, bereits im Roch- 
nungsjöh! 1961 vei tragliclie Bindungen auf das Zins- und 
Tilcjungsauikonimtm des Rechnungsjahres 19(>2 bis zur Höhe 
von 60 000 000 DM einzugehen. 

Zu Untertitel b) 

Das Auftragsfiuanzierungsprogramin wird anteilig aus Mit- 
teln des ERP-Sondeivermögens, der Auftraggeber bzw. 
-nehiner und Berliner Geschäftsbanken finanziert. Auf Kre- 
dite, die Berliner Geschäftsbanken aus eigenen Mitteln 
gev/ährt haben, sind Licfuiditätshilfen bis zur Höhe von 
50 000 000 DM zugesagt worden. 

Siclice Kontengrupperj 3 und 4. 


Zu Tit. 6 

An dem Kapital der Berliner Tndustric'bank A(1 \ou 
lOOOOOüODM ist (las FUP-Sond-erverinögen mit .5 0i)0ou(! DM 
hehüligt. (Vgl. ERP-Wirtsciiattsplan 19.54, Kap. 3 Tit. 24) 

Es ist vorgesehen, das Kapital den Berliner Induslriehank AG 
von lOOOOüOO DM auf .50 000 000 DM zu mhöhoii. Die Auf- 
stockung des Aktienkapitals soll dadurch erfolgen, daß ci is 
ERP-Sondorvermögen 28 000 000 DM, die Kreciilanstalt lür 
Wiederaufbau lOOOOüOO DM übernehmen. Die rcstlicrseu 
2 000 000 DM Süllen durch Ausgabe von Gratisdkticm seiteus 
der Berliner Tndustriebank AG belegt werden. 

Nach der Aufstockung verlcill sich das Kapital auf die 


Aktionäre wie folgt: 

ERP-Sondervennögen 34 000 000 DM 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 10 000 000 DM 

Land Berlin 2 400 000 DM 

Privataktionäre 3 600 000 DM 

Siche Kontengruppe 4. 
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Kap 

Tit 

Kap. 

Tit 

Gegenstand 

Betrag 

für 

1961 

Betrag 

für 

1960 

1961 

1960 


DM 

DM 

i 

2 

3 

4 

5 

(3) 

(3) 




20 

20 

Tigenkapitalfinanzierungsprogramm 





a) Erwerb von Beteiligungen, beteiligungsähnlichen 
Rechten und sonstigen Vermögenswerten 

7 000 000 

4 000 000 



Ausgaben dürfen bis zur Höhe etwaiger Mehrein- 
nahmen bei Kap. 3 Tit. 6 überschritten werden. 





Ersparnisse bei Tit. 20 a können zur Verstärkung 
der bei Tit, 1 veranschlagten Mittel verwendet 
w’erden. 





b) Erwerb von Beteiligungen, beteiligungsähnlichen 
Rechten und sonstigen Vermögenswerten durch 
Umwandlung bereits gewährter Kredite 

3 600 000 

31 600 000 

21 

21 

Kosten für die Übernahme von Beteiligungen und Be- 
arbeitung von Krediten zu erleichterten Bedingungen 

500 000 

500 000 

22 

22 

Inanspruchnahme aus Gewahrleistungs- und Bürg- 
schaftsverträgen 

1 000 000 

1 000 000 

25 

25 

Kosten aus Anlaß der Durchführung von Prüfungen, 
Beratungen, Untersuchungen, der Einziehung von 
Forderungen sowie Gerichts- und ähnliche Kosten . . 

300 000 

300 000 

27 

27 

Maßnahmen zur Förderung der Produktivität ein- 
schließlich des Erfahrungsaustauschs 

700 000 

600 000 

28 

28 

Kosten für die Verwaltung von Grundstücken 

100 000 

100 000 

29 

29 

Kosten für die Bearbeitung von Bürgschaften 

10 000 

10 000 

30 

30 

Vermischte Ausgaben 

5 000 

5 000 



Summe Ausgaben 

335 064 000 

320 518 600 



Abschluß 





Einnahmen 

276 252 000 

280 702 600 



Ausgaben 

335 064 000 

320 518 600 



Zuschuß 

58 812 000 

39 816 000 
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Biniienwirtschaft 


Erl äuterungen 


Zu Tit. 20 

Zu Untertitel a) 

Nach dem Stand vom 31, August 1960 sind innerhalb des 
Eigenkapitalfinanzierungsprogramms in einer Gesamlhöhe 
von 81 900000 DM Beteiligungen von insgesamt 69775000 DM 
von der Berliner Indiistriebank AG. im eigenen Namen für 
Rechnung des ERP-Sondervermögens erworben worden. Da- 
neben wurden Finanzierungshilfen in Höhe von 2616300 DM 
auf später zu erwerbende Beteiligungen gewährt. 

Die Veranschlagung des Betrages erfolgte im ERP-Wirt- 
schaftsplan 1954 bei Kap. 3 Tit. 20 der Ausgabe. Der am 
Schluß des Rechnungsjahres 1960 vorhandene Rest ist als 
Ausgaberesl in das Rechnungsjahr 1961 übertragen worden. 

Der veranschlagte Betrag von 7 000 000 DM ist zur Über- 
nahme von neuen Beteiligungen oder zur Gewährung von 
anderen Finanzierungshilfen des auf Grund amerikanischer 
Autlagen revolvierenden Eigenkapitalfinanzierungsfonds 
vorgesehen (vgl. Kap. 3 Tit. 6 der Einnahme). 

Zu Untertitel b) 

Die in den R( 3 chnungsjahren 1954 bis 1960 veranschlagte 
Umwandlung bereits gewährter Kredite bis zu 50 000 000 
DM in Beteiligungen usw, ist nur bis zu einer Höhe von 
IB ‘100 000 DVl ausgenulzt worden Zur Durchführung dieses 
mit der MSA-Mission vereinbarten Programms ist für das 
Rechnungsjahr 1961 ein Betrag von 3 600 000 DM vorge- 
sehen. 

Siehe Konterigruppe 2. 

Zu Tit. 21 

Für die Übernahme und Verwaltung von Beteiligungen im 
Rahmen des Eigenkapitalfinanzicrungsprogramms und die 
Bearbeitung vori Krediten zu erleichterten Bedingungen er- 
hält die Berliner Indu.striebank AG. eine Bearbeitungsge- 
biihr Ferner sind die hierbei entstehenden baren Auslagen 
zu erstatten 
Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit, 22 

Nach 

a) § 2 des Dritten Gesetzes über die Übernahme von Sicher- 
heitsleistungen und Gewährleistungen zur Förderung der 
deutschen Wirtschaft vom 6. Dezember 1954 (Bundesge- 
setzbl. I S 365) und 

b) dem Gesetz zur Ergänzung des Dritten Gesetzes über 
die Übernahme von Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen zur Förderung der deutschen Wirtschaft 
(2. ERP-BürgschG) vom 17. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S.517I 

dürfen Sicherheitsleistungen, Gewährleistungen und Bürg- 
sdiaften bis zum Gesamtbeträge von 400 000 000 DM nach 
Maßgabe des § 2 des ERP-Verwaltungsgesetzes zu Lasten 
des ERP-Sondervermögens übernommen werden. 

Die veranschlagten Mittel sind zur Deckung etwaiger Inan- 
sprudinahmen des ERP-Sondervermögens aus solchen Ver- 
tragen vorgesehen (vgl, auch Kap. 2 Tit. 22 der Ausgabe). 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 25 

Zur Beurteilung der aus Mitteln des ERP-Sondervermögens 
bereits in Berlin finanzierten oder noch zu finanzierenden 


Investitionsprojekte und zur laufenden Überwachung der 
gewährten Kredite sind fachliche Gutachten erforderlich. 
Darüber hinaus sollen Berliner Unternehmen durch Bera- 
tungen gefördert werden. Die Zweckmäßigkeit des Einsatzes 
der Mittel des ERP-Sondervermögens erfordert auch die 
Durchführung von Untersuchungen über die Lage der Ber- 
liner Wirtschaft und ihrer Bereiche. Weitere Kosten und 
Gebühren können durch die Rechtsverfolgung und Rechts- 
verteidigung entstehen. 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 27 

Veranschlagt sind: 

Zuschüsse für 

a) Maßnahmen zur Förderung der Produk- 
tivität 100 000 DM 

b) Maßnahmen zur Förderung des Erfahrungs- 

austauschs 600 000 DM 


700 000 DM 

Zu a) 

Die Mittel dienen zur Finanzierung von Einzelprojekten von 
allgemein wirtschaftlicher und überbetrieblicher Bedeutung. 

Zu b) 

Die veranschlagten Mittel sollen als Zuschüsse für den tech- 
nischen Erfahrungsaustausch innerhalb des bilateralen Ab- 
kommens verwendet werden. 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 28 

Im Rahmen der von der Berliner Industriebank AG. für 
Rechnung des ERP-Sondervermögens treuhändcrisdi ver- 
walteten Beteiligungen und Kredite sind im Zuge der Sicher- 
heitenverwertung Grundstücke erworben worden, die eben- 
falls von der Berliner Industriebank AG. verwaltet werden. 
Die veranschlagten Mittel dienen zur Deckung von Steuern, 
Abgaben, Versicherungsprämien und sonstigen Verwal- 
tungskosten. 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 29 

Auf Grund der in den Erläuterungen zu Kap. 3 Tit. 22 auf- 
geführten Gesetze haben die Hauptleihinstilute im Aufträge 
und für Rechnung des ERP-Sondervermögens Bürgschaften 
übernommen. 

Die Zahlung einer Bearbeitungsgebühr an die Haupllcih- 
institute isl dann erforderlich, wenn das ERP-Sondervermö- 
gen aus seiner Bürgschaft in Anspruch genommen wird und 
den Hduptleihinstituten die Weilerverfolqung der auf das 
ERP-Sondervermögen übergegangenen Forderungen über- 
tragen worden ist. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu Tit. 30 

Der Betrag ist geschätzt. 

Siehe Kontengruppe 8. 
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Kap. 

Tit 

Kap 

Tit 

Gegenstand 

Betrag 

für 

1961 

Betrag 

für 

1960 

1961 

1960 


DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 



Treuhandverwaltung 





— Anleihe der Export-Import-Bank Washington — 



4 

4 

I. Einnahme 



1 

1 

Entnahme aus dem Bestand 

740 000 

763 000 



(Mehraufkommen und nicht verwendete Mittel aus 
Vorjahren) 



2 

2 

Zinsen aus Darlehen 

3 081 000 

3 314 000 

3 

3 

Tilgungen von Darlehen 

9 810 000 

6 255 000 



Summe Einnahmen 

13 631 000 

10 332 000 

4 

4 

n. Ausgabe 



1 

1 

Abführung an den Bundeshaushalt 

3 631 000 

3 932 000 

2 

2 

Kredite 

10 000 000 

6 400 000 



Ausgaben dürfen nur in Höhe der Einnahmen bei Kap. 4 
unter Abzug der Ausgaben bei Tit. 1 geleistet und bis 
zur Höhe etwaiger Mehreinnahmen überschritten werden. 
Die Mittel sind übertragbar. 





Summe Ausgaben 

13 631 000 

10 332 000 



Abschluß 





Einnahmen 

13 631 000 

10 332 000 



Ausgaben 

13 631 000 1 

10 332 000 




1 
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Erläuterungen 


Zu Kap. 4 

Vgl. Vorwort, erster Teil Abschnitt B Nr. II. 


I. Einnahme 


Zu TU. 1 

Veranschlagt sind Mehreinnahmen, die im Rechnungsjahr 
1960 nicht vorousgabl wurden. 

Siehe Kontengruppe 9. 


Zu Tit. 2 

Veranschlagt sind Zinsen; 

a) von der Kreditanstall für Wiederaufbau 

b) von der Lastenausgleichsbank (Bank für 

Vertriebene und Geschädigte) 

Siehe Kontengruppe 9 


3 000 000 DM 


81 ÜUU DM 
3 081 000 DM 


Zu Tit. 3 

Veranschlagt sind Tilgungen: 

a) durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau 

b) durch die Lastcnausgleichsbank (Bank für 

Vertriebene und Geschädigte) 

Sif'he Kontengriippe 9. 


9 480 000 DM 

330 000 DM 
9 810 000 DM 


II. Ausgabe 


Zu Tit. 1 

Die DM-Gegenwerte der Anleihe werden vom ERP-Sonder- 
verruügen nur treuhändc'iisch lür den Bund verwaltet. Die 
an die Expürl-Iinpr»ri-Bank Washington zu zahlenden Zinsen 
und Tilgungen sind daher dem Bundeshaushalt zur Ver- 
fügung zu stellen 

Veidiischlagt sind: 

a) Zinsem 1 715 900 DM 

b) Tilgungen 1 915 100 DM 

3 631 00'} DM 

Siehe Kontengruppe 9 


Zu Tit. 2 

Veranschlagt sind: 

Kredite für Investitionen zur Abwasserreinigung. 

Weitere 40 000 000 DM sind für den gleichen Verwendungs- 
zweck bei Kap. 2 Tit. 3 veranschlagt. 

Siehe Kontengruppe 9. 
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Teil II: 


Kap. 

Tit 

1961 

1 

Kap. 

Tit. 

1960 

2 

Gegenstand 

3 

Betrag 

für 

1961 

DM. 

4 

Betrag 

für 

1960 

DM 

5 



Ordentlicher Plan 





Allgemein 



5 


I. Einnahme 



(neu) 





1 

1 

Zinsen aus Darlehen 

21 375 000 

•) 


10 

t 




2 

— 

Tilgungen von Darlehen und sonstige Rückflüsse 

— 

— 

3 

— 

Sonstige Zuweisungen 

— ! 

— 

10 

— 

Vermischte Einnahmen 

5 000 

— 



Summe Einnahmen 

21 380 000 

— 



•) Ansatz bei Kap. 1 Tit. 10 = 2 810 000 DM 



5 


II. Ausgabe 



(neu) 





1 

1 

Aufwendungen aus Anlaß der Kreditaufnahme 

6 000 000 

-- 


9 




2 

1 

Verzinsung der Kredite 

18 280 000 



10 

1 



3 

— 

Tilgung der Kredite 

95 000 

— 

10 


Vermischte Ausgaben 

5 000 

— 



Summe Ausgaben 

24 380 000 

— 



•) Ansatz bei Kap. 1 Tit. io = 6 000 000 DM 





Abschluß 





Einnahmen 

21 380 000 

— 



Ausgaben 

24 380 000 

— 



Zuschuß 

3 00^' 000 

— 
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Entwicklungshilfe 

Erläuterungen 

6 

1. Einnahme 

Zu TU. 1 

Veranschlagt sind Zinsen, die von der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau auf Kredite, die im Rahmen der Entwicklungs- 
hilfe gewährt vrurden, zu zahlen sind. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu TU. 10 

Der Betrag ist geschätzt. 

Siehe Kontengruppe 8. 


II. Ausgabe 


Zu Tit. 1 

Die veranschlagten Mittel dienen zur Deckung der Kosten 
für den gemäß § 3 des Entwicklungshilfegesetzes aufzuneh- 
menden Kredit. Hieraus ist auch ein evtl. Äbgeld abzudecken. 

Siehe Kontengruppe 8. 

Zu TU. 2 


Veranschlagt sind Zinsen: 

a) an die Bayerische Hypotheken- und 

Wechselbank, München 1 195 500 DM 

b) an die Braunschweig-Hannoveische Hy- 
pothekenbank, Hannover 292 500 DM 

c) an die Deutsche Centralbodenkredit- 

Aktiengesellschaft, Köln 942 500 DM 

d) an die Frankfurter Hypothekenbank, 

Frankfurt/M 975 000 DM 

e) an die Rheinische Hypothekenbank, 

Mannheim 797 000 DM 

f) an die Rheinisch-Westfälische Boden- 

Credit-Bank, Köln 195 000 DM 

g) an die Süddeutsche Bodencreditbank, 

München 220 500 DM 

h) an die Westdeutsche Bodenkreditanstalt, 

Köln 325 000 DM 

4 943 000 DM 

Für den gemäß § 3 des Entwicklungshilfe- 
gesetzes aufzunehmenden Kredit werden 

veranschlagt 13 337 000 DM 

18 280 000 DM 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu Tit. 3 


Veranschlagt sind Tilgungen: 

a) an die Bayerische Hypotheken- und 

Wechselbank, München 35 000 DM 

b) an die Rheinische Hypothekenbank, 

Mannheim 35 000 DM 

c) an die Süddeutsche Bodencreditbank, 

München 25 000 DM 

95 000 DM 

Siehe Kontengruppe 8. 


Zu TU. 10 

Der Betrag ist geschätzt. 
Siehe Kontengruppe 8. 
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Teil II: 


Kap. 

Tit 

1961 

Kap. 

Tit 

1960 

Gegenstand 

Betrag 

für 

1961 

DM 

Betrag 

für 

1960 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 



Zusammenarbeit 
mit Entwicklungsländern 



6 


11. Ausgabe 



(neu) 





1 

2 

13a 

Finanzierungshilfen zugunsten von Entwicklungslän- 
dern 

140 000 000 

•) 

2 

2 

13a 

Finanzierungshilfen für Lieferungen in Entwicklungs- 
länder 

Eingehende Rückflüsse sind dem gleichen Verwen- 
dungszweck wieder zuzuführen. Bis zur Höhe solcher 
bei Kap. 5 Tit. 2 vereinnahmter Rückflüsse dürfen die 
Ausgaben überschritten werden. Auf künftig zu erwar- 
tende Rückflüsse dürfen vertragliche Zusagen erteilt 
werden. 

— 

•) 

i 

3 

2 

13b 

Finanzierungshilfen für Investitionen und Niederlas- 
sungen deutscher Unternehmen in Entwicklungslän- 
dern 

Ersparnisse können zur Verstärkung der bei Tit. 1 
veranschlagten Mittel verwendet werden 

10 000 000 


4 

(neu) 

2 

Erwerb von Beteiligungen 

Ersparnisse können zur Verstärkung der bei Tit. 1 ver- 
anschlagten Mittel verwendet werden. 

10 000 000 


11 

10 

_3_ 

Förderung des Erfahrungsaustauschs und der Ausbil- 
düng von Fachkräften 

3 000 000 

•*•) 


4 

Summe Ausgaben 

163 000 000 




*) Ansatz bei Kap. 2 Tit. 13 a = 175 000 000 DM 

••) Ansatz bei Kap. 2 Tit. 13 b = 5 000 000 DM 

•”) Ansatz bei Kap. 2 Tit. 10 = 3 000 000 DM 

und bei Kap. 3 Tit. 4 = 1 000 000 DM 





Abschluß 





Ausgaben und zugleich Zuschuß 

163 000 000 
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Entwicklungshilfe 


Erläuterungen 


6 


Zu Kap. 6 

Auf dieses Kapitel finden die Vorschriften des Entwick- 
lungshilfegesetzes vom (Bundesgesetzbl.) und die 

Präambel zu Kap. 2 — Ausgabe — Anwendung. 

Nach § 1 des genannten Gesetzes ist der Bundesminister für 
wirtschaftlichen Besitz des Bundes ermächtigt worden, Ver- 
pflichtungen zur Gewährung von Darlehen bis zu einem Ge- 
samtbeträge von 1 500 000 000 DM zu Lasten der im Rahmen 
der Kapitel 6 und A 6 veranschlagten oder noch zu ver- 
anschlagenden Mittel zu übernehmen. 

II. Ausgabe 

Zu Tit. 1 

Die Förderungsmittel dienen in Ergänzung anderer Leistun- 
gen, insbesondere des Geld- und Kapitalmarktes, zur Ge- 
währung von Darlehen und für die Finanzierung von Vor- 
haben, für die der Bund Gewährleistungen übernimmt (§ 2 
des Entwicklungshilfegesetzes). 

Die Verwendung der Mittel erfolgt nach den Grundsätzen 
und Riditlinien des von der Bundesregierung eingesetzten 
Lenkungsausschusses. 

Siehe Kontengruppe 3. 

Zu Tit. 2 

Es sollen der Kreditanstalt für Wiederaufbau Liquiditäts- 
hilfen aus Anlaß der von ihr gewährten längerfristigen Kre- 
dite zur Durchführung von Investitionsprojekten in Entwick- 
lungsländern zur Verfügung gestellt werden. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau hat die Finanzierung 
von Liefergeschäften in den Fällen übernommen, in denen 
längerfristige Zahliingsziele von den Entwicklungsländern 
gefordert werden. Zur Finanzierung dieser Geschäfte be- 
sdiafft sie sich die erforderlichen Mittel auf dem Geld- und 
Kapitalmarkt. Während die Kreditzusagen bereits bei Ab- 
schluß der Lieferverträge vorliegen müssen, ist die Bereit- 
stellung der Mittel erst zu einem späteren Zeitpunkt not- 
wendig. Da nidit zu übersehen ist, ob und zu welchen Be- 
dingungen Mittel in den künftigen Jahren am Geld- und 
Kapitalmarkt zur Verfügung stehen werden, hat das ERP- 
Sondervermögen 2ß0 000 000 DM als Liquiditätshilfe für von 
ihm als förderungswürdig anerkannte Ausfuhrgeschäfte zu- 
gesagt. 

Die Liquiditälshilfen können von der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau in Anspruch genommen werden: 

1. für Kredite an deutsche Lieferfirmen zur Einräumung 
längerfristiger Zahlungsziele, 

2. für Kredite an ausländische Besteller zur Finanzierung 
deutscher Lieferungen. 

Bis zur Inanspruchnahme für die vorgenannten Zwecke kön- 
nen die Mittel auch zur Finanzierung bereits früher durch- 
gelührter Liefe rqc:rchäfte vorübergehend verwendet werden. 

An diesen Maßnahmen soll die Berliner Wirtschaft beteiligt 
werden. 

In den vergangenen Rechnungsjahren sind der Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau verbindliche Zusagen in Höhe von 
260 000 000 DM erteilt worden. Hiervon wurden bis zum 


31.12.1960 155 000 000 DM veranschlagt. Die Bereitstellung 
des Restbetrages erfolgt in den Rechnungsjahren 1962 bis 
1964. 

Siehe Kontengruppe 3. 

Zu Tit. 3 

Veranschlagt sind Kredite 

a) zum Auf- und Ausbau von Unternehmen und 

b) zum Erwerb von Beteiligungen an Unternehmen 
in Entwicklungsländern. 

Siehe Kontengruppe 3. 

Zu Tit. 4 

Veranschlagt sind Mittel zum Erwerb von Beteiligungen 
durch das ERP-Sondervermögen an deutschen Unternehmen 
zum Zwecke der Förderung von Entwicklungsländern. 

Siehe Kontengruppe 4. 

Zu Tit. 11 

Veranschlagt sind: 

Zuschüsse für 

a) die Förderung des Erfahrungsaustauschs 1 500 000 DM 

b) die Ausbildung von Fachkräften 1 500 000 DM 

3 000 000 DM 

Zu a) 

Die in den vergangenen Rechnungsjahren beieitgestellten 
Zuschüsse in Höhe von 13 800 00ÖDM haben dazu beige- 
tragen, die zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Entwicklungsländern vereinbarten Maßnahmen zur För- 
derung der wirtschaftlichen Entwicklung dieser Länder zu 
unterstützen. 

Auch die für das Rechnungsjahr 1961 veranschlagten Zu- 
schüsse sollen in erster Linie dienen für die Übernahme 
von 

a) Kosten, die im Zusammenhang mit der Tätigkeit von 
Beratern und Gutachtern im Auslande entstehen, 

b) Reisekosten ausländischer Sachverständiger nach und 
deren Aufenthaltskosten in der Bundesrepublik ein- 
schließlich der entstehenden sädilichen Kosten. 

Zu b) 

Die veranschlagten ^ 'ittel dienen der Finanzierung der 
Ausbildung von deutschen und ausländischen Fachkräften 
für Aufgaben in Enlvvücklungsländcrn .sowie von Einrich- 
tungen, die sich mit solchen Aufgaben befassen. Insbeson- 
dere sind die Mittel auch zur Deckung der laufenden Per- 
sonal- und Sachaiisgabcn der Deutschen Stiftung für Ent- 
wicklungsländer vorgesehen. Die Rei.se- und Aufenthalts- 
koslen der ausländischen Teilnehmer an Seminaren der 
Deutschen Stiftung für Entwicklungsländer werden aus 
Mitteln des Bundeshaushallspitins — E.Pl. 05 — gezahlt. 
Siehe Kontengruppe 8. 
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Teil II: 


Kap. 

Tit 

Kap. 

Tit. 

Gegenstand 

Betrag 

für 

1961 

Betrag 

für 

1960 

1961 

1960 


DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 



Außerordentlicher Plan 





Zusammenarbeit 





mit Entwicklungsländern 



A 6 

(neu) 

Al 

1. Einnahme 



1 

1 

Einnahmen aus Krediten und Anleihen 

500 000 000 

75 000 000 



Summe Einnahmen 

500 000 000 

75 000 000 

A6 

(neu) 

Al 

II. Ausgabe 



1 

2 

Finanzierungshilfen zugunsten von Entwicklungslän- 
dern 

500 000 000 

75 000 000 

2 

1 

Darlehen an das Königreich Griechenland 


— 



Die Ausgabe darf aus Kassenmitteln des ERP-Sonder- 
vermögens solange vorfinanziert werden, wie es die 
Kassenlage des ERP-Sondervermögens zuläßt. 

j 




Summe Ausgaben 

500 000 000 

75 000 000 



Abschluß 





Einnahmen 

500 000 000 

75 000 000 



Ausgaben 

500 000 000 

75 000 000 




j 

1 
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Erläuterungen 


6 


Zu Kap. A 6 

Auf dieses Kapitel finden die Vorschriften des Entwick- 
lungshilfegesetz vom (Bundesgesetzbl.) und die Prä- 

ambel zu Kap. 2 — Ausgabe — Anwendung. 

Nach § 1 des genannten Gesetzes ist der Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes ermächtigt worden, 
Verpflichtungen zur Gewährung von Darlehen bis zu einem 
Gesamtbeträge von 1 500 000 000 DM zu Lasten der im 
Rahmen der Kapitel 6 und A6 veranschlagten oder noch 
zu veranschlagenden Mittel zu übernehmen, 

I. Einnahme 


Zu Tit. 1 

Nach § 3 des Entwicklungshilfegesetzes ist der Bundes- 
ministcr für wirtschaftlichen Besitz des Bundes ermächtigt 
worden, Geldmittel im Wege des Kredits bis zur Höhe von 
500 000 000 DM zu beschaffen. 

Siehe Kontengruppe 5. 

II. Ausgabe 

Zu Tit. 1 

Auf diese Mittel finden die Erläuterungen zu Kap. 6 Tit. 1 
— Ausgabe — Anwendung. 

Siehe Kontengruppe 5. 
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Abschluß 


Kap. 

Gegenstand 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 



DM 

DM 

DM 

DM 


Ordentlicher Plan 






Teil I: Binnenwirtschaft 





1 

ERP-Sondervermögen — Allgemein — 

61 918 OOC 

630 OOC 

61 288 000 

— 

2 

ERP-SondervermÖgen — Bundesrepublik - 

604 308 000 

440 784 000 

163 524 000 

— 

3 

ERP-Sondervermögen — Berlin — 

276 252 000 

335 064 000 

— 

58 812 000 

4 

Treuhandverwaltung — Anleihe der ExporMmport- 
Bank Washington — 

13 631 000 

13 631 000 






956 109 000 

790 109 OOC 

224 812 000 

58 812 000 


Teil II: Entwicklungshilfe 





5 

Allgemein 

21 380 000 

24 380 000 

— 

3 000 000 

6 

Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 


163 000 000 

— 

163 000 000 


Teil 11: 

21 380 000 

187 380 000 

— 

166 000 000 


Teil I: 

956 109 000 

790 109 000 

224 812 000 

58 812 000 



977 489 000 

977 489 000 

224 812 000 

224 812 000 


Außerordentlicher Plan 






Teil II: Entwicklungshilfe 





A6 

Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 

500 000 000 

500 000 000 

— 




1 477 489 000 

1 477 489 000 

224 812 000 

224 812 000 


50 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2669 


Anhang 


Nachweisung 

über die Anlage von Kassenmitteln und über die 
Vorfinanzierung von Darlehen 


Vorbemerkungen: 

1. Nach § 2 des ERP-Wirtschaftsplangcsetzes 1959 vom 13.8.1959 (Bunclesgesetzbl.il S. 850) und § 3 des ERP-Wirtschaftsplan- 
gesetzes 19G0 vom 21. 7. 19G0 (Bundesgesctzbl. II S. 1897) ist der Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 
ermächtigt worden, die Kassenmittel des ERP-Sondcrvermögens bis zur Verausgabung für die in den ERP-VVirtschaftsplänen 
vorgesehenen Verwendungszwecke innerhalb des Zentralbanksystems oder bei Hauptlcihinstituten des ERP-Sondervermögens 
anzulegen. 

2. Nach § 4 des Entwicklungsliilfcgesetzes vom (Bundesgesetzbl. S. ) ist der Bundesministcr für wirtschaftlichen 

Besitz des Bundes ermächtigt, kassenmittel des ERP-Sondervermögens zur Vorfinanzierung von Darlehen, die ira Rahmen 
der Entwicklungshilfe gegeben werden, zu verwenden. 


Lfd, 

Nr. 

Empfänger 

Verwendungszweck 

Betrag für 

1959 1960 

DM DM 

in Mio 

Bemerkungen 

1 

Krediianstalt 
für Wiederautbau 

Stärkung der Liquidität 
zur Gewährung von Kre- 
diten an Entwicklungs- 
länder 

150 

225 


2 

Kreflitanstalt 
für Wiederaufbau 

Zur Durchführung des 
Auftragsfinanzierungspro- 
gramms Berlin 

30 — 


3 

Landcszentralbank in 

Berlin, ab 1. 3. 1960 

Kreditanstalt 

für Wiederautbau 

Zur Durchführung des 
Auftragsfinanzierungspro- 
gramms Berlin 

rd. 152 

rd. 152 
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Anlage 


Nachweisung 

des ERP-Sondervermögens 

nach dem Stand vom 31. März 1960 


L Zusammenstellung der Vermögenswerte und Verpflichtungen 
2. Verluste im Rechnungsjahr 1959 
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Aktiva 


1. Zusammenstellung der Vermögenswerte und Verpflichtungen nach dem Stand vom 31. März 1960 


Passiva 


CO 


A. Bankguthaben 

B. Forderungen aus gewährten Krediten 

1. gegen die Kreditanstalt tür Wiederaufbau 


davon Kredite an die Deutsche 

Bundesbahn 378 300 000, — DM 

und an die Deutsche Bundespost 70 000 000,— DM 

2. gegen die Berliner Industriebank AG 

davon Kredite an die Deutsche 

Bundesbahn 44 151 400,— DM 

und an die Deutsche Bundespost 6 800 000, — DM 


3. gegen die Lastenausqleichsbank (Bank für Vertrie- 
bene und Geschädigte] 

4. gegen die Finanzierungs-AG, Speyer — Kredit an 

die Deutsche Bundesbahn — 

5. gegen die Deutsche Bundesbahn 

6. gegen die Deutsche Bundespost 

7. gegen den Bundesminister für Verkehr 

8. gegen die Rationalisierungs-Gemeinschaft des 

Handels 

9. gegen das Land Berlin 

C. Sonstige Forderungen 

1. Zins-, Provisions- und Gewinnertragsforderungen . 

2. Tilgungsforderungen 

3. gegen die Kreditanstalt für Wiederaufbau — Son- 
dereinlage — 

4. gegen die Kreditanstalt für Wiederaufbau — Ab- 
lösung von Krediten — 

5. gegen die Kreditanstalt für Wiederaufbau — zwi- 
schenzeitliche Anlage — 

6. gegen Verschiedene 

D. Beteiligungen 

1. an der Lastenausgleichsbank (Bank für Vertriebene 

und Geschädigte) 

2. an der Berliner Industriebank AG 

3. Beitrag des ERP-Sondervermögens zur Erfüllung der 

Verpflichtungen des Bundes als Mitglied der inter- 
nationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(Weltbank) 

4. Beitrag des ERP-Sondervermögens zur Erfüllung der 

Verpflicbtungen des Bundes als Mitglied der Inter- 
nationalen Finanz-Corporation 

5. Beteiligungen der Berliner Industriebank AG an 
Berliner Unternehmen im Rahmen der Eigenkapital- 
finanzierungsprogramme in Berlin für Rechnung des 

ERP-Sondervermögens 53 664 067,25 DM 

X Wertberichtigungen 4 184 991,12 DM 

E. Wertpapiere 

1. verschietlene Gcldmarktpaj)iorc 


550 577 637,75 DM Vermögensbestand*) 

3 320 891 537,20 DM 

864 244 611,17 DM 


245 431 211,56 DM 

12 000 000,— DM 
284 003 840,— DM 
145 206 400,— DM 
700 000,— DM 

32 000,— DM 
882 330 241,30 DM 

11 855 062,92 DM 
17 383 947,75 DM 

151 975 108,— DM 

269 930 225,— DM 

302 847 606,32 DM 
40 093 594,66 DM 

3 000 000,— DM 
5 000 000,— DM 

100 000 000,— DM 
15 318 105 — DM 


49 479 076,13 DM 

250 000 000 — DM 

7 522 300 204,76 DM 


7 522 300 204,76 DM 


7 522 300 204,76 DM 


•) Verraögcnsbestand am 31 März 1959 ? 371 Ö09 59Ü.74 DM 

In der vorstehenden ZiisammenstGllung ist nachstehendes in der kaufmännischen Buchführung des ERP-Sondervermögens erfaßte Konto nicht enthalten, da es Ver- 
mögens! cKiitl ich als Vei wahrkonlo anzuschen ist: 

1. ERP-Sammelkonto 6 000 056,69 DM 
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2. Verluste im Rechnungsjahr 1959 

An Verlusten sind eingetreten: Kapitalforderungen Zinsforderungen 

DM DM 

a) im Bundesgebiet: 

im Rahmen der Förderungsmaßnahmen für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegssach- 
geschädigte 

im Rahmen sonstiger Programme 

b) in Berlin; 

im Rahmen der Kredit* und Eigenkapital- 
finanzierungsprogramme 

im Rahmen des Bürgschaftssicherungsfonds, 
der zur Absicherung für vom Land Berlin 
verbürgte Betriebsmittelkredite gebildet 
wurde 

284 469,66 631 698,82 


9 300,— 102,50 

1 697,08 — 


250 679,34 631 596,32 


22 793,24 


Währungsverluste aus der Abwertung des 
ffrs im Rahmen des ERP-Saar-Investitionspro- 

gramms 71 256,37 1 811,09 


Von den bei Berlin nachgewiesenen Verlusten entfallen auf das Eigenkapitalfinanzicrungspro- 
gramm 204 945,80 DM an Kapital- und 9 607,20 DM an Zinsforderungen. Für dieses Programm 
sind von der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 81 900 000 DM geschenkweise zur 
Verfügung gestellt worden. Nach den mit dieser Schenkung verbundenen Auflagen sind in Anbe- 
tracht der besonderen Lage Berlins 

a) bei dem Erwerb von Beteiligungen bewußt größere Risiken in Kauf zu nehmen. 

b) die Mittel revolvierend einzusetzen. 

Dem Verlust von insgesamt 214 553, — DM stehen an Zinsen und anderen Erträgen 1 772 141,57 DM 
sowie an Zinsforderungen 899 656,74 DM gegenüber. 
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